
Ministerium für Soziales, 
Integration und Gleichstellung

Kindertagesförderung in 
Mecklenburg-Vorpommern
Das Gesetz und seine Verordnungen





Kindertagesförderung in 
Mecklenburg-Vorpommern

Das Gesetz und seine Verordnungen



4

Inhalt

Vorwort. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 5

I.	 Kindertagesförderungsgesetz 
	 KiföG M-V. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 7

II.	 Frühkindliche Bildungsverordnung  
	 FrühKiBiVO M-V. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 43

III.	 Beobachtungs- und Dokumentationsverordnung  
	 BeDoVO M-V. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 49

IV.	 Folgende Gesetze in Auszügen. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 55

		  Zweites Buch Sozialgesetzbuch . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 56

		  Fünftes Buch Sozialgesetzbuch. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 58

		  Achtes Buch Sozialgesetzbuch. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 62

		  Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 83

		  Bundeskindergeldgesetz . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 86

V.	 Jugendämter in Mecklenburg-Vorpommern . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 87

VI. 	 Kitaverpflegung in Mecklenburg-Vorpommern. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 89

Impressum. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 94



5

Ministerin Stefanie Drese zum neuen Kindertagesförderungsgesetz

Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

Mecklenburg-Vorpommern ist als familienfreundliches 
Bundesland Spitzenreiter bei der Inanspruchnahme 
von Kita-Plätzen, bei den Kita-Öffnungszeiten und der 
Bereitstellung flexibler Betreuungszeiten. 

Zum Januar 2020 haben wir die Elternbeitragsfreiheit 
für alle Kinder in der Kindertagesförderung (Krippe, Kita, 
Hort, Tagespflege) eingeführt. 

Das Kindertagesförderungsgesetz ist auf zukunftsfeste 
Füße gestellt: So wurde das bisherige Finanzierungssys-
tem geändert und vereinfacht. Das Land beteiligt sich 
künftig mit 54,5 Prozent an den tatsächlichen Kosten 
der Kindertagesförderung. Eine feste kindbezogene 
Gemeindepauschale verschafft den Gemeinden vor 
Ort Planungssicherheit für eine gute KiTa. Verwaltungs-
vereinfachung für die örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe und die Träger der Kita-Einrichtungen sor-
gen für weniger bürokratischen Aufwand. Außerdem 
konnten wir die Elternrechte stärken, die Bildungs- und 
Erziehungspartnerschaft der Eltern und pädagogischen 
Fachkräfte betonen und den Kinderschutz verbessern.

Wir haben im bundesweiten Vergleich eine besonders 
hohe Fachkräftequote, also Erzieherinnen und Erzieher 
mit einschlägigem Fachschulabschluss. Dies ist ein we-
sentlicher Bestandteil guter Qualität. Das neue Finan-
zierungssystem macht eine bessere Entlohnung dieser 
wertvollen Arbeit mit unseren Kindern möglich. Es un-
terstützt noch stärker den Abschluss von Tarifverträgen 
durch die Träger der Einrichtungen. 

Auch für die Kindertagespflege sind weitere Verbes-
serungen eingeführt worden. Tagespflegepersonen 
müssen künftig eine Mindestqualifikation nach dem 
kompetenzorientierten Qualifizierungshandbuch Kin-
dertagespflege (QHB) des Deutschen Jugendinstituts 
oder eine vergleichbare Qualifikation nachweisen. Für 
die Kindertagespflege konnte außerdem der Schlüssel 

Stefanie Drese

Ministerin für Soziales,  
Integration und  
Gleichstellung



für die Fach- und Praxisberatung abgesenkt und zusätz-
liche Mittel für Fortbildungen bereitgestellt werden.

Auf der Grundlage des neuen Kindertagesförderungs-
gesetzes wurden die Frühkindliche Bildungsverord-
nung (FrühKiBiVO M-V) und die Beobachtungs- und Do-
kumentationsverordnung (BeDoVO M-V) neu gefasst.

Sie erhalten mit dieser Broschüre einen guten Über-
blick über die wichtigsten Gesetze und Verordnungen 
zur Kindertagesförderung in MV. Die Broschüre soll 
Ihnen eine Orientierung für dieses komplexe Themen-
gebiet liefern und Ihre Arbeit oder Ihr ehrenamtliches 
Engagement für die Kinder in der Praxis unterstützen. 
Viele Informationen finden Sie zudem online auf www.
sozial-mv.de.

Herzliche Grüße

Stefanie Drese
Ministerin für Soziales, Integration und Gleichstellung
Mecklenburg-Vorpommern

Ministerin Stefanie Drese zum neuen Kindertagesförderungsgesetz
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Gesetz zur Einführung der Elternbeitragsfreiheit,  
zur Stärkung der Elternrechte 

und zur Novellierung des Kindertagesförderungsgesetzes  
Mecklenburg-Vorpommern 

(Kindertagesförderungsgesetz – KiföG M-V)

Vom 4. September 2019

GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 226 - 5

Inhaltsübersicht:

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften

§ 1	 Ziele 
§ 2	 Begriffsbestimmungen 
§ 3	 Aufgaben der frühkindlichen Bildung 
§ 4	 Kinderschutz 
§ 5	 Gesundheitsvorsorge 
§ 6	� Anspruch auf Kindertagesförderung; Wunsch- und Wahlrecht
§ 7	 Umfang der Förderung und Öffnungszeiten 
§ 8	 Sicherstellungsauftrag 
§ 9	 Kinder mit besonderem Förderbedarf

Abschnitt 2 
Betrieb von Kindertageseinrichtungen

§ 10	Betriebserlaubnis 
§ 11	Leistungsangebot der Kindertageseinrichtungen 
§ 12	Qualitätsentwicklung und -sicherung 
§ 13	Einsatz des pädagogischen Personals 
§ 14	Bemessung des pädagogischen Personals 
§ 15	Leitung einer Kindertageseinrichtung 
§ 16	Fach- und Praxisberatung 
§ 17	Ausbildungsplatzplanung, Aus-, Fort- und Weiterbildung
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Abschnitt 3 
Kindertagespflege

§ 18	Tagespflegeerlaubnis 
§ 19	Qualifikation der Kindertagespflegeperson 
§ 20	Fort- und Weiterbildung

Abschnitt 4 
Mitwirkung von Eltern und Kindern

§ 21	Bildungs- und Erziehungspartnerschaft 
§ 22	Elternvertretungen 
§ 23	Mitwirkung der Kinder

Abschnitt 5 
Finanzierung der Kindertagesförderung

§ 24	�Vereinbarungen über Leistung, Entgelt und Qualitätsentwicklung
§ 25	Grundsätze der Finanzierung 
§ 26	Finanzielle Beteiligung des Landes 
§ 27	Finanzielle Beteiligung der Gemeinden 
§ 28	�Finanzielle Beteiligung der örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe
§ 29	Finanzielle Beteiligung der Eltern 
§ 30	�Finanzierung bei Inanspruchnahme von Plätzen außerhalb des 

Zuständigkeitsbereichs des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe

Abschnitt 6 
Vorrang bundesrechtlicher Regelungen, Auskünfte, Prüfungsrechte, 
Verordnungsermächtigungen, Evaluation, Übergangs- und 
Schlussbestimmungen

§ 31	Vorrang bundesrechtlicher Regelungen 
§ 32	Einholung von Auskünften 
§ 33	Prüfungsrechte 
§ 34	Verordnungsermächtigung 
§ 35	Übergangsvorschriften 
§ 36	Evaluation 
§ 37	Inkrafttreten; Außerkrafttreten
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Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Ziele

(1) Die Kindertagesförderung hat die individuelle Förderung der Entwicklung eines je-
den Kindes und dessen Erziehung zu einer eigenverantwortlichen gemeinschaftsfähi-
gen Persönlichkeit zum Ziel. Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht 
der Eltern und die zuallererst ihnen obliegende Pflicht. Die Kindertageseinrichtungen 
und die Kindertagespflege unterstützen und ergänzen den Förderauftrag gegenüber 
allen Kindern. Das Land Mecklenburg-Vorpommern trägt nach Maßgabe dieses Geset-
zes zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf bei.

(2) Die Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege 
erfüllt einen eigenständigen alters- und entwicklungsspezifischen Bildungs-, Erzie-
hungs- und Betreuungsauftrag entsprechend der grundgesetzlich verankerten Wer-
teordnung. Die Kindertagesförderung hat die individuelle Förderung der Kinder unter 
Berücksichtigung sozialer sowie sozialräumlicher Gegebenheiten zum Ziel.

(3) Die individuelle Förderung aller Kinder hat sich pädagogisch und organisatorisch 
an den Bedürfnissen, dem Entwicklungsstand und den Entwicklungsmöglichkeiten 
der Kinder und den Bedürfnissen der Eltern zu orientieren. Kinder sollen über den Fa-
milienrahmen hinaus dabei unterstützt werden,

1.	 aktuelle und zukünftige Lebensanforderungen sowie weitere Bildungsverläufe er-
folgreich zu bewältigen,

2.	 die Befähigung zu erlangen, ein Leben lang zu lernen und

3.	 verantwortlich am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben.

Die individuelle Förderung soll insbesondere Benachteiligungen entgegenwirken, 
die der Chancengerechtigkeit beim Eintritt in die Schule entgegenstehen.

(4) Die Kindertagesförderung unterstützt die Gleichstellung der Geschlechter sowie 
die Erziehung zu Toleranz gegenüber anderen Menschen und zu Akzeptanz von an-
deren Kulturen und Lebensweisen. Im Rahmen der Förderung wird dem Schutz des 
Kindes in besonderer Weise Rechnung getragen.

(5) Die Kinderrechte werden geachtet und altersgerecht vermittelt.
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§ 2 
Begriffsbestimmungen

(1) Kindertagesförderung ist die Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen 
und in Kindertagespflege. Die Förderung umfasst die Bildung, Erziehung und Betreu-
ung des Kindes.

(2) Kindertageseinrichtungen im Sinne dieses Gesetzes sind familienunterstützende 
und familienergänzende Einrichtungen, in denen Kinder bis zum Schuleintritt und 
schulpflichtige Kinder bis zum Ende des Besuchs der Grundschule für einen Teil des 
Tages oder ganztags gefördert werden. Kindertageseinrichtungen werden geführt als

1.	 Krippen für Kinder bis zum Beginn des Monats, in dem sie das dritte Lebensjahr 
vollenden,

2.	 Kindergärten für Kinder vom Beginn des Monats, in dem sie das dritte Lebensjahr 
vollenden, bis zum Eintritt in die Schule,

3.	 Horte für Kinder vom Eintritt in die Schule bis zum Ende des Besuchs der Grund-
schule und

4.	 Kindertagesstätten mit mindestens zwei der in den Nummern 1 bis 3 genannten 
Förderarten.

(3) Kindertagespflege ist eine familienunterstützende und -ergänzende Form der re-
gelmäßigen Förderung von Kindern durch eine geeignete Tagespflegeperson in ih-
rem Haushalt, im Haushalt der Eltern oder in anderen geeigneten Räumen.

(4) Eltern im Sinne dieses Gesetzes sind die jeweiligen Personensorgeberechtigten im 
Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 5 des Achten Buches Sozialgesetzbuch.

(5) Gemeinde im Sinne dieses Gesetzes ist diejenige, in der das Kind gemäß § 86 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(6) Zum pädagogischen Personal gehören pädagogische Fachkräfte und Assistenz-
kräfte.

(7) Pädagogische Fachkräfte im Sinne dieses Gesetzes sind

1.	 Staatlich anerkannte Erzieherinnen und Erzieher sowie staatlich anerkannte Erzie-
herinnen und Erzieher für 0- bis 10-Jährige,
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2.	 Diplompädagoginnen und Diplompädagogen mit dem Nachweis sozialpädago-
gischer Ausbildung, Diplomsozialpädagoginnen und Diplomsozialpädagogen, 
Diplomsozialarbeiterinnen und Diplomsozialarbeiter,

3.	 Absolventinnen und Absolventen fachlich entsprechender Bachelor-, Magister- 
oder Masterstudiengänge,

4.	 Diplom-Erziehungswissenschaftlerinnen und Diplom-Erziehungswissenschaftler,

5.	 Staatlich anerkannte Heilpädagoginnen und Heilpädagogen, staatlich anerkannte 
Heilerziehungspflegerinnen und Heilerziehungspfleger und Personen mit gleich-
wertigen Abschlüssen,

6.	 Erzieherinnen und Erzieher im jeweiligen Bereich, die eine Teilanerkennung für ei-
nen Fachschulabschluss als Krippenerzieherin oder Krippenerzieher, Kindergärt-
nerin oder Kindergärtner, Horterzieherin oder Horterzieher haben,

7.	 Staatlich anerkannte Kindheitspädagoginnen und Kindheitspädagogen von Fach-
hochschulen, pädagogischen Hochschulen oder sonstigen Hochschulen,

8.	 Personen mit der Befähigung für das Lehramt im Primarbereich, Sekundarbereich 
I oder Sonderpädagogik sowie Personen, die die erste Staatsprüfung für dieses 
Lehramt erfolgreich bestanden haben,

9.	 Grundschullehrkräfte mit der Befähigung zur Arbeit in Heimen und Horten,

10.	Gemeindepädagoginnen und Gemeindepädagogen,

11.	Tanzpädagoginnen und Tanzpädagogen, Musikpädagoginnen und Musikpäda-
gogen, Sportpädagoginnen und Sportpädagogen, Theaterpädagoginnen und 
Theaterpädagogen,

12.	Logopädinnen und Logopäden, Familienpflegerinnen und Familienpfleger, Ge-
sundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und Gesundheits- und Kinderkranken-
pfleger, Hebammen und Entbindungspfleger, Physiotherapeutinnen und Physio-
therapeuten sowie Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten.

(8) Assistenzkräfte im Sinne dieses Gesetzes sind

1.	 Sozialassistentinnen und Sozialassistenten sowie
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2.	 Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger.

Über den Einsatz von Assistenzkräften entscheidet der jeweilige Träger der Kinderta-
geseinrichtung.

(9) Träger von Kindertageseinrichtungen haben die Gewähr für eine den Zielen des 
Grundgesetzes förderliche Arbeit zu bieten und können im Sinne dieses Gesetzes 
sein:

1.	 anerkannte Träger der freien Jugendhilfe,

2.	 Gemeinden sowie kommunale Zweckverbände und Ämter, denen die Aufgabe von 
den Gemeinden übertragen wurde,

3.	 Selbstorganisierte Elterninitiativen im Sinne des § 25 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch, 

4.	 andere Träger, welche die Voraussetzungen nach § 74 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 
und 5 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erfüllen und

5.	 Schulträger als Träger von Horten.

(10) Die Eltern und der Träger der Kindertageseinrichtung oder die Tagespflegeper-
son schließen einen schriftlichen Betreuungsvertrag, der insbesondere die das Wohl 
des Kindes betreffenden wesentlichen Punkte umfasst.

§ 3 
Aufgaben der frühkindlichen Bildung

(1) Die Kinder sollen in besonderer Weise personale, soziale, kognitive, körperliche und 
motorische Kompetenzen sowie Kompetenzen im alltagspraktischen Bereich insbeson-
dere in folgenden Bildungs- und Erziehungsbereichen erwerben:

1.	 Alltagsintegrierte Sprachbildung und Kommunikation,

2.	 Personale und sozial-emotionale Entwicklung, Werteorientierung und Religiosität, 
kultursensitive Kompetenzen,

3.	 Elementares mathematisches Denken, Welterkundung sowie technische und na-
turwissenschaftliche Grunderfahrungen,
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4.	 Medien und digitale Bildung,

5.	 Musik, ästhetische Bildung und bildnerisches Gestalten,

6.	 Körper, Bewegung, Gesundheit und Prävention,

7.	 Umweltbildung und Bildung für nachhaltige Entwicklung.

(2) Frühkindliche Bildung und Erziehung beinhaltet die Anleitung zur gesunden Le-
bensführung. Sie unterstützt die Entwicklung des Gesundheitsbewusstseins, insbe-
sondere in Bezug auf hygienisches Verhalten, tägliche Zahnpflege, gesunde Ernäh-
rung und Bewegung.

(3) Grundlage der individuellen Förderung der Kinder in der Kindertagesförderung ist 
die verbindliche Bildungskonzeption für 0- bis 10-jährige Kinder in Mecklenburg-Vor-
pommern des fachlich für die Kindertagesförderung zuständigen Ministeriums. Die 
Umsetzung der Bildungskonzeption hat sich in den Leistungs-, Entgelt- und Qualitäts-
entwicklungsvereinbarungen nach § 24 unter Beachtung der einrichtungsspezifischen 
Konzeption widerzuspiegeln.

(4) Die Kindertagesförderung hat den Auftrag, den Übergang von Kindern in die Grund-
schule gezielt vorzubereiten, zu begleiten und mitzugestalten. Dazu sollen die pädago-
gischen Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen, Tagespflegepersonen und Lehrkräfte 
der Grundschulen in einem gleichberechtigten, partnerschaftlichen Verhältnis zusam-
menarbeiten. Die Grundsätze für eine Zusammenarbeit zwischen Kindertageseinrich-
tungen und Grundschulen sollen in Vereinbarungen festgelegt werden.

(5) Die individuelle Förderung von Kindern in Horten ist ein Bildungs-, Erziehungs- 
und Betreuungsangebot in Kooperation mit der Schule. Die Förderung unterstützt 
die Kinder bei der Bewältigung der Anforderungen des Schulalltags. Die Träger des 
Hortes sowie die jeweiligen Schulen schließen hierzu eine Vereinbarung über ge-
meinsam getragene, aufeinander abgestimmte pädagogische Grundsätze ab. Diese 
Vereinbarung beinhaltet insbesondere, durch welche schulbezogenen Maßnahmen 
der Hort die Kinder bei der Bewältigung der Anforderungen des Schulalltages unter-
stützt. Der Hort hat durch dieses Angebot zu gewährleisten, dass alle Kinder, die den 
Hort besuchen, ihre Hausaufgaben während ihres Hortbesuches erledigen können. 
Darüber hinaus fördert der Hort die Befähigung der Kinder zur zunehmend selbst-
ständigen und aktiven Gestaltung ihrer Freizeit.

(6) Grundlage der individuellen Förderung ist in allen Altersstufen eine alltagsinte-
grierte Beobachtung und Dokumentation des kindlichen Entwicklungsprozesses 
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durch die pädagogischen Fachkräfte und Kindertagespflegepersonen. Spätestens 
drei Monate nach Eintritt des Kindes in den Kindergarten erfolgt regelmäßig die Be-
obachtung und Dokumentation auf Basis landesweit verbindlich festgelegter Verfah-
ren. Entsprechendes ist für die Kindertagespflege anzustreben. Bei erheblichen Ab-
weichungen von der altersgerechten, sozialen, kognitiven, emotionalen oder kör-
perlichen Entwicklung des Kindes, soll eine gezielte individuelle Förderung auf der 
Grundlage eines jährlich fortzuschreibenden Entwicklungsplans erfolgen.

(7) Die Ergebnisse der Beobachtung und die Dokumentation nach Absatz 6 sind Ge-
genstand von Entwicklungsgesprächen mit den Eltern. Sie werden mit der schriftli-
chen Einwilligung der Eltern der Grundschule und dem Hort zur Verfügung gestellt 
und von diesen in die weiterführende individuelle Förderung einbezogen. In dem 
Jahr des voraussichtlichen Eintritts in die Schule sind die Eltern über die Ergebnisse 
der individuellen Förderung und über das Erfordernis ihrer Einwilligung zur Daten-
übermittlung an Grundschule und Hort zu unterrichten. Für die Unterrichtung und 
für die Einwilligung zur Datenweitergabe ist der amtliche Vordruck des fachlich für 
die Kindertagesförderung zuständigen Ministeriums zu verwenden. Willigen die El-
tern nicht in die Datenübermittlung ein, ist die Dokumentation ein Jahr, nachdem 
das Kind die Kindertageseinrichtung oder die Kindertagespflege verlassen hat, da-
tenschutzgerecht zu vernichten. Letzteres gilt auch für die Erklärung der Eltern, nicht 
einwilligen zu wollen.

(8) Kinder, die Deutsch als weitere Sprache lernen, sind dabei besonders zu fördern.

§ 4 
Kinderschutz

(1) Die Träger der Kindertageseinrichtungen und die Tagespflegepersonen haben das 
Wohl des Kindes in der Kindertagesförderung zu gewährleisten und sind an die Arbeit 
lokaler Netzwerke Kinderschutz und Frühe Hilfen angeschlossen. Sie wirken darauf hin, 
dass geeignete Maßnahmen zum Wohle der geförderten Kinder und zur Unterstützung 
ihrer Eltern ergriffen werden. Dazu arbeiten sie mit den Eltern, dem örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe und anderen Partnern im Sozialraum partnerschaftlich zusam-
men.

(2) Werden durch das pädagogische Personal der Kindertageseinrichtung oder die Ta-
gespflegeperson gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kin-
des wahrgenommen, ist ein sofortiges Handeln gemäß § 8a Absatz 4 des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch erforderlich.

(3) Sollten sich Hinweise auf eine Beeinträchtigung des Wohls eines Kindes außerhalb 



I.	 Kindertagesförderungsgesetz - KiföG M-V

16

des Verfahrens nach § 8a Absatz 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch ergeben, ent-
scheidet die Leitung der Kindertageseinrichtung oder die Tagespflegeperson unter 
Mitwirkung der Eltern über die unverzügliche Information des örtlichen Trägers der 
öffentlichen Jugendhilfe über diese Hinweise.

§ 5 
Gesundheitsvorsorge

(1) Die Kindertageseinrichtungen und die Tagespflegepersonen sollen vor der Aufnah-
me eines Kindes von den Eltern Angaben über den Zeitpunkt und die Stufe der letzten 
Früherkennungsuntersuchung und den Impfstatus verlangen. Bei festgestellten (diag-
nostizierten) Entwicklungsauffälligkeiten wirken das pädagogische Personal der Kinder-
tageseinrichtungen und die Tagespflegepersonen gemeinsam mit den Eltern auf deren 
Beseitigung hin.

(2) Die Kindertageseinrichtungen und die Tagespflegepersonen sollen den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst bei der Durchführung von Untersuchungen und Maßnahmen der 
Gesundheitsförderung und Prävention unterstützen. Sie wirken gegenüber den Eltern 
darauf hin, dass die Kinder an den Früherkennungsuntersuchungen nach § 26 des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch und an den öffentlich empfohlenen Schutzimpfungen teil-
nehmen.

(3) Der Anspruch auf Aufnahme des Kindes und das Wahlrecht der Eltern nach § 6 
bleiben unberührt.

(4) Es darf in den Kindertageseinrichtungen und den Räumen der Kindertagespflege 
nicht geraucht und keine alkoholischen Getränke sowie keine Drogen zu sich genom-
men werden.

§ 6 
Anspruch auf Kindertagesförderung; 

Wunsch- und Wahlrecht

(1) Mit öffentlichen Mitteln geförderte Kindertageseinrichtungen und Tagespflege-
personen stehen allen Kindern unabhängig von der religiösen, weltanschaulichen 
und pädagogischen Ausrichtung des Trägers offen.

(2) Kinder mit gewöhnlichem Aufenthalt in Mecklenburg-Vorpommern haben ab 
vollendetem erstem Lebensjahr bis zum Schuleintritt Anspruch auf Förderung in 
einer Kindertageseinrichtung oder bis zum vollendeten dritten Lebensjahr in der 
Kindertagespflege. Ab dem vollendeten dritten Lebensjahr kann die Förderung bei 
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besonderem Bedarf oder ergänzend auch in Kindertagespflege erfolgen. Über die 
Bewilligung entscheidet der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe, in dessen 
Gebiet das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(3) Kindern mit gewöhnlichem Aufenthalt in Mecklenburg-Vorpommern, die das ers-
te Lebensjahr noch nicht vollendet haben, ist eine bedarfsgerechte Förderung in ei-
ner Kindertageseinrichtung oder in Kindertagespflege zu gewährleisten, wenn

1.	 diese Leistung für ihre Entwicklung zu eigenverantwortlichen und gemeinschafts-
fähigen Persönlichkeiten geboten ist oder

2.	 um den Bedürfnissen insbesondere erwerbstätiger, erwerbssuchender, in Ausbil-
dung befindlicher oder sozial benachteiligter Eltern vorrangig Rechnung zu tragen.

Zu den sozial benachteiligten Eltern gehören Empfängerinnen und Empfänger von 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch, Empfängerinnen und Empfänger von Hilfen zum Lebensunterhalt nach 
dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch sowie Langzeitarbeitslose. Kinder, die bereits 
eine Kindertageseinrichtung besuchen oder in der Kindertagespflege sind, sollen 
auch dann weiter gefördert werden, wenn die ursprünglich gegebenen Vorausset-
zungen nach Satz 1 nachträglich entfallen sind.

(4) Die Hortförderung soll ein bedarfsgerechtes Angebot gewährleisten. Dabei ist 
den Bedürfnissen insbesondere erwerbstätiger, erwerbssuchender, in Ausbildung 
befindlicher oder sozial benachteiligter Eltern Rechnung zu tragen. Eine Hortför-
derung nach dem Ende der Grundschule erfolgt längstens bis zum Ende der Jahr-
gangsstufe 6, wenn eine dem Kindeswohl entsprechende Bildung, Erziehung und 
Betreuung wegen der individuellen Entwicklung des Kindes oder seiner familiären 
Situation nicht gewährleistet ist, oder wenn das Kind nicht in der Lage ist, seinen au-
ßerschulischen Alltag selbstständig zu bewältigen.

(5) Ein erhöhter Bedarf an Hortförderung, der sich während der Schulferien aufgrund 
des Wegfalls der Unterrichtszeiten ergibt, ist durch die Eltern dem örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe ab Kenntnis des erhöhten Bedarfes anzuzeigen. Der örtliche 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe stellt gemäß § 8 Absatz 1 sicher, dass diesem Be-
darf entsprochen werden kann. Hort und Schule sollen nach dem Vorbild eines Ganz-
tagsschulangebotes kooperieren.

(6) Eltern können gemäß § 5 Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch zwischen den 
vorhandenen Angeboten wählen, für die ihr Kind die Zugangsvoraussetzungen erfüllt. 
Die Ausübung des Wahlrechtes ist gegenüber dem örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
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gendhilfe rechtzeitig, in der Regel drei Monate vor dem beabsichtigten Beginn der Förde-
rung in einer Kindertageseinrichtung oder in Kindertagespflege, schriftlich anzuzeigen.

§ 7 
Umfang der Förderung und Öffnungszeiten

(1) Die individuelle Förderung der Kinder in Kindertageseinrichtungen und in Kinderta-
gespflege bis zum Eintritt in die Schule umfasst eine Förderung von 30 Wochenstunden 
(Teilzeitförderung).

(2) Die Förderung kann auf Wunsch der Eltern auch in einem Umfang von 20 Wochen-
stunden in Anspruch genommen werden (Halbtagsförderung).

(3) Eine Förderung in einem Umfang von 50 Wochenstunden (Ganztagsförderung) 
kann beansprucht werden, wenn dies zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf not-
wendig oder im Sinne der §§ 20 und 27 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erfor-
derlich ist. Bei einer Ganztagsförderung soll die Öffnungszeit der Kindertageseinrich-
tung mindestens zehn Stunden betragen. Ein über diese Öffnungszeit der Kinderta-
geseinrichtung regelmäßig hinausgehender Bedarf ist von den Eltern dem örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe unverzüglich anzuzeigen.

(4) Die tägliche Verweildauer des Kindes soll zehn Stunden nicht überschreiten. Sie 
orientiert sich an dem Bedarf der Eltern.

(5) Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 erfolgt die Hortförderung in der Regel bis zu 
sechs Stunden (Ganztagsförderung) oder bis zu drei Stunden (Teilzeitförderung) täg-
lich außerhalb der Unterrichtszeiten.

(6) Die Förderung erfolgt in der Regel von Montag bis Freitag.

§ 8 
Sicherstellungsauftrag

(1) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe stellen nach Maßgabe der §§ 6 
bis 7 sowie des § 80 Absatz 3 des Achten Buches Sozialgesetzbuch im Benehmen mit 
den Gemeinden fest, welcher Förderbedarf unter Berücksichtigung der fachlich-qua-
litativen Anforderungen dieses Gesetzes und von sozialen und sozialräumlichen Ge-
gebenheiten besteht. Sie haben sicherzustellen, dass der Bedarf durch einen den An-
forderungen dieses Gesetzes genügenden Bestand von Einrichtungen und Diensten 
gedeckt wird (Sicherstellungsauftrag).
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(2) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe können den Sicherstellungsauf-
trag durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung an geeignete Gemeinden ihres Zustän-
digkeitsbereiches übertragen.

(3) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe beraten und unterstützen die Trä-
ger von Kindertageseinrichtungen und Tagespflegepersonen bei der Umsetzung die-
ses Gesetzes.

(4) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe beraten und unterstützen die El-
tern in den Angelegenheiten der Kindertagesförderung nach diesem Gesetz.

§ 9 
Kinder mit besonderem Förderbedarf

(1) Für Kinder mit besonderem Förderbedarf sind geeignete Fördermaßnahmen in 
der Kindertagesförderung im Rahmen der §§ 1 und 22 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch zu treffen.

(2) Kinder, die im Sinne des Achten Buches Sozialgesetzbuch und des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch behindert oder von Behinderung bedroht sind und deshalb 
einen besonderen Förderbedarf haben, sollen grundsätzlich gemeinsam mit Kin-
dern ohne Behinderung inklusiv gefördert werden. Die individuelle Förderung von 
Kindern mit Behinderungen und von Behinderung bedrohter Kinder soll vorrangig 
in Kindertageseinrichtungen erfolgen. Die gemeinsame Förderung erfolgt in Kin-
dertageseinrichtungen als Einzelintegration in Regeleinrichtungen oder in integra-
tiven Einrichtungen, wenn eine dem besonderen Bedarf entsprechende Förderung 
gewährleistet ist. Grundlage für die besondere Förderung sind die Regelungen des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch und des Neunten Buches Sozialgesetzbuch.

(3) In integrativen Einrichtungen werden den Kindern gemeinsame Erfahrungsfel-
der und Lernanreize geboten, die sie in ihrer Persönlichkeitsentwicklung fördern und 
ihnen die Möglichkeit geben, Beziehungen zueinander aufzubauen, die trotz unter-
schiedlicher Kompetenzen und Beeinträchtigungen der einzelnen Kinder durch per-
sönliche Wertschätzung, wechselseitige Anerkennung und gegenseitige Unterstüt-
zung gekennzeichnet sind.

(4) In integrativen Gruppen in Kindertageseinrichtungen und in Einrichtungen für 
Kinder vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zur Schulfähigkeit, die aufgrund ihrer 
Behinderung besondere Erziehungs- und Förderbedarfe nach dem Achten Buch Sozi-
algesetzbuch und dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch haben, sind in Abhängigkeit 
von der Behinderung der Kinder zusätzlich zu den pädagogischen Fachkräften nach 
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§ 2 Absatz 7 staatlich anerkannte Erzieherinnen und Erzieher mit einer sonderpäda-
gogischen Zusatzausbildung oder staatlich anerkannte Heilerziehungspflegerinnen 
und Heilerziehungspfleger einzusetzen.

Abschnitt 2 
Betrieb von Kindertageseinrichtungen

§ 10 
Betriebserlaubnis

(1) Für die Erteilung und die Entziehung der Erlaubnis zum Betrieb einer Kindertages-
einrichtung nach § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch und für die örtliche Prü-
fung, die Entgegennahme von Anzeigen und die Untersagung von Tätigkeiten nach 
§§ 46 bis 48 des Achten Buches Sozialgesetzbuch sind die örtlichen Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe zuständig. § 20 Absatz 5 Satz 2 des Aufgabenzuordnungsgesetzes 
bleibt unberührt.

(2) Der Träger der Kindertageseinrichtung erstellt eine für die Kindertageseinrichtung 
verbindliche pädagogische Konzeption, die die Umsetzung der Bildungskonzeption 
für 0- bis 10-jährige Kinder in Mecklenburg-Vorpommern und der in §§ 1 und 3 aufge-
führten Ziele und Aufgaben beschreibt und konkretisiert. Die pädagogische Konzep-
tion ist fortlaufend fortzuschreiben.

§ 11 
Leistungsangebot der Kindertageseinrichtungen

(1) Das Leistungsangebot der Kindertageseinrichtungen soll sich pädagogisch und 
organisatorisch nach den Bedürfnissen der Kinder und ihrer Familien richten. Das gilt 
insbesondere für die Öffnungszeiten der Kindertageseinrichtungen.

(2) Integraler Bestandteil des Leistungsangebotes der Kindertageseinrichtungen ist 
eine vollwertige und gesunde Verpflegung von Kindern bis zum Eintritt in die Schu-
le während der gesamten Betreuungszeit. Diese soll sich an den geltenden Standards 
der Deutschen Gesellschaft für Ernährung orientieren.

(3) Zusätzliche Angebote in den Kindertageseinrichtungen sind so auszugestalten, 
dass alle Kinder die Möglichkeit erhalten, daran teilzunehmen. Die Ansprüche auf 
Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 28 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, 
nach § 34 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und nach § 6b des Bundeskinder-
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geldgesetzes bleiben unberührt. Bei Bedarf kann der Träger der Kindertageseinrich-
tung in Abstimmung mit dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe zusätzli-
che Angebote der Jugendhilfe, insbesondere im Sinne von § 16 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch, bereitstellen.

(4) Bildung, Erziehung und Betreuung in Kindertageseinrichtungen erfolgen grund-
sätzlich durch pädagogische Fachkräfte. Sie leiten und gestalten die pädagogischen 
Prozesse für Kinder eigenständig und haben unter Beachtung der alters- und entwick-
lungsspezifischen sowie der individuellen Besonderheiten der Kinder insbesondere

1.	 für den Aufbau positiver Bindungen zwischen ihnen und dem Kind sowie für den 
Aufbau sozialer Beziehungen in der Gruppe Sorge zu tragen,

2.	 die Förderung unter Beteiligung der Kinder durch Schaffung von geeigneten ent-
wicklungs- und gesundheitsfördernden Lebens-, Handlungs- und Erfahrungsräu-
men zu gestalten, insbesondere durch Organisation des Tagesablaufes, Raumge-
staltung und Materialauswahl,

3.	 Themen und Interessen der Kinder aufzugreifen, zu erweitern und in Lernprozessen 
gemeinsam mit den Kindern zu gestalten,

4.	 kindbezogene Beobachtungen durchzuführen, zu dokumentieren, zu reflektieren 
und sich fachlich auszutauschen, um unter Einbeziehung der Eltern eine auf die Per-
sönlichkeit des jeweiligen Kindes und Planung des pädagogischen Prozesses bezo-
gene Förderung zu ermöglichen, wobei der alltagsintegrierten Sprachförderung ei-
ne besondere Bedeutung beizumessen ist,

5.	 die Kinder auf den Eintritt in die Grundschule vorzubereiten sowie

6.	 die Eltern bei der Erziehung und der Förderung ihrer Kinder zu beraten.

§ 12 
Qualitätsentwicklung und -sicherung

(1) Die Träger von Kindertageseinrichtungen sind zur kontinuierlichen Qualitätsent-
wicklung und -sicherung nach Maßgabe dieses Gesetzes verpflichtet.

(2) Die kontinuierliche Qualitätsentwicklung und -sicherung erfolgt auf Basis wissen-
schaftlicher Evaluation und dient dazu, die für die Kindertageseinrichtungen gelten-
den Standards zu sichern, die Entwicklung der Kindertagesförderung zu unterstüt-
zen, Erkenntnisse über den Stand und die Qualität von Bildung, Erziehung und Be-
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treuung zu liefern sowie die Chancengerechtigkeit und Durchlässigkeit von Angebo-
ten der Kindertagesförderung zu gewährleisten.

(3) Das fachlich für die Kindertagesförderung zuständige Ministerium erarbeitet auf der 
Grundlage der Bildungskonzeption für 0- bis 10-jährige Kinder in Mecklenburg-Vor-
pommern Empfehlungen über die Qualitätsentwicklung und ein Qualitätsmanage-
mentsystem und unterstützt in Zusammenarbeit mit den örtlichen Trägern der öffentli-
chen Jugendhilfe deren Anwendung in der Praxis.

§ 13 
Einsatz des pädagogischen Personals

(1) Die Angebote zur Förderung von Kindern werden durch das in der Einrichtung täti-
ge pädagogische Personal erbracht.

(2) Bei den pädagogischen Fachkräften nach § 2 Absatz 7 Nummer 11 und 12 muss 
eine kindheitspädagogische Grundqualifizierung im Umfang von mindestens 250 
Stunden sowie ein Praktikum in einer Kindertageseinrichtung im Umfang von acht 
Wochen vor Tätigkeitsbeginn nachgewiesen werden. Während der ersten beiden Tä-
tigkeitsjahre in einer Kindertageseinrichtung ist eine eigenverantwortliche Tätigkeit 
in der Gruppe nicht zulässig.

(3) Zur Unterstützung des pädagogischen Personals können Praktikantinnen und 
Praktikanten in der sozialpädagogischen Ausbildung oder in der Vorbereitung auf ei-
ne sozialpädagogische Ausbildung eingesetzt werden. Gleiches gilt für Studentinnen 
und Studenten eines entsprechenden Studienganges.

(4) Im Ausland erworbene Qualifikationen können von der zuständigen Stelle als gleich-
wertig mit einer Qualifikation nach § 2 Absatz 7 oder Absatz 8 anerkannt werden.

(5) Der überörtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe kann im Einzelfall weiteren 
Personen eine Ausnahme für die Tätigkeit in der Kindertageseinrichtung zulassen, 
wenn die Vermittlung der Bildungs- und Erziehungsziele gleichwertig sichergestellt 
werden kann.

(6) Assistenzkräfte unterstützen pädagogische Fachkräfte bei der Ausgestaltung der 
pädagogischen Prozesse. Sie können unter Anleitung der pädagogischen Fachkräfte 
die gleichen Aufgaben übernehmen wie pädagogische Fachkräfte.
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§ 14 
Bemessung des pädagogischen Personals

(1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe stellt für die unmittelbare pädago-
gische Arbeit unter Berücksichtigung sozialer und sozialräumlicher Gegebenheiten 
sicher, dass eine Fachkraft durchschnittlich

1.	 sechs Kinder bis zum vollendeten dritten Lebensjahr,

2.	 15 Kinder ab vollendetem dritten Lebensjahr bis zum Eintritt in die Schule oder

3.	 22 Kinder im Grundschulalter

fördert.

(2) Das Merkmal der sozialen und sozialräumlichen Gegebenheiten ist durch Satzun-
gen der Landkreise und der kreisfreien Städte auszugestalten. Gleiches gilt für das 
Merkmal des durchschnittlichen Fachkraft-Kind-Verhältnisses mit der Maßgabe, dass 
die Ausgestaltung dieses Merkmals einrichtungsbezogen und auf einen Zeitraum 
von sechs Monaten bezogen erfolgt.

(3) Die Träger der Kindertageseinrichtungen haben den pädagogischen Fachkräften ei-
nen angemessenen Teil der Arbeitszeit für die mittelbare pädagogische Arbeit einzuräu-
men. Gleiches gilt für Assistenzkräfte, die auf das Fachkraft-Kind-Verhältnis angerechnet 
werden. Zur mittelbaren pädagogischen Arbeit gehören insbesondere Zeiten für die

1.	 Beobachtung und Dokumentation der Entwicklungsverläufe von Kindern,

2.	 Qualitätsentwicklung und -sicherung,

3.	 Planung der individuellen Förderung,

4.	 Zusammenarbeit mit Eltern, Schulen und Einrichtungen der Familienbildung,

5.	 Vor- und Nachbereitung sowie

6.	 Dienstberatungen.

(4) Als angemessen gelten in der Regel zweieinhalb Stunden wöchentlich. Der Zei-
tumfang für die mittelbare pädagogische Arbeit in der Altersgruppe ab dem vollen-
deten dritten Lebensjahr bis zum Eintritt in die Schule beträgt in der Regel fünf Stun-
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den pro Vollzeitstelle wöchentlich. Die Zeiten für die mittelbare pädagogische Arbeit 
sind in den Vereinbarungen nach § 24 zu berücksichtigen.

(5) Zur Gewährleistung einer kontinuierlichen Entwicklungsförderung sollen pädagogi-
sche Fachkräfte grundsätzlich nicht unter fünf Stunden täglich in der Gruppe, zuzüglich 
der Zeiten für die mittelbare pädagogische Arbeit nach Absatz 3, beschäftigt werden.

(6) Der Einsatz von Assistenzkräften sowie von Personen, die zu staatlich anerkannten Er-
zieherinnen und Erziehern für 0- bis 10-Jährige ausgebildet werden, ist nach Maßgabe 
der Absätze 7 und 9 auf die Erfüllung der Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 anzurech-
nen. Dabei soll der Umfang der Tätigkeit von pädagogischen Fachkräften nach § 2 Ab-
satz 7 Nummer 11 und 12, Assistenzkräften sowie von Personen, die zu staatlich aner-
kannten Erzieherinnen und Erziehern für 0- bis 10-Jährige ausgebildet werden, 25 Pro-
zent des in der Kindertageseinrichtung insgesamt nach dem Fachkraft-Kind-Verhältnis 
gemäß Absatz 1 erforderlichen Personals grundsätzlich nicht übersteigen.

(7) Personen, die zu staatlich anerkannten Erzieherinnen und Erziehern für 0- bis 10-Jäh-
rige ausgebildet werden, sind

1.	 im ersten Ausbildungsjahr mit einem Stellenanteil von 30 Prozent,

2.	 im zweiten Ausbildungsjahr mit einem Stellenanteil von 40 Prozent und

3.	 im dritten Ausbildungsjahr mit einem Stellenanteil von 50 Prozent

einer Fachkraft anzurechnen. Während der ersten beiden Ausbildungsjahre ist eine ei-
genverantwortliche Tätigkeit in der Gruppe nicht zulässig. Diese Regelung gilt für min-
derjährige Auszubildende auch im folgenden Ausbildungsjahr.

(8) Auszubildenden, die zu staatlich anerkannten Erzieherinnen und Erziehern für 0- bis 
10‑Jährige ausgebildet werden, ist eine angemessene Ausbildungsvergütung zu zahlen, 
die im Verlauf der Ausbildung mindestens jährlich ansteigt. Die Ausbildungsvergütung soll 
sich an dem Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Dienstes (TVAöD) orientieren 
und 80 Prozent der tariflich festgelegten Ausbildungsvergütung nicht unterschreiten. In 
Kindertageseinrichtungen mit Personen, die zu staatlich anerkannten Erzieherinnen und 
Erziehern für 0- bis 10-Jährige ausgebildet werden, steht je Kindertageseinrichtung jeweils 
eine Mentorin oder ein Mentor zur Verfügung. Die Ausbildungsvergütung der Erzieherin-
nen und Erzieher für 0- bis 10-Jährige und die an die Mentorinnen und Mentoren für diese 
Ausbildung gezahlte finanzielle Abgeltung in Höhe von 150 Euro im Monat für eine Auszu-
bildende oder einen Auszubildenden und weitere 50 Euro pro Monat für weitere Auszubil-
dende sind bei den Verhandlungen nach § 24 Absatz 1 und 3 zu berücksichtigen.
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(9) Die Anrechnung von Assistenzkräften entspricht dem Verhältnis des vereinbarten 
Entgeltes zum Entgelt von pädagogischen Fachkräften gemäß § 2 Absatz 7 Nummer 
1 in der entsprechenden Kindertageseinrichtung, höchstens jedoch 80 Prozent des 
Entgelts einer solchen Fachkraft. Abweichend davon erhält eine Assistenzkraft bei ei-
ner tariflichen Entlohnung mindestens die Höhe des tariflichen Entgeltes.

§ 15 
Leitung einer Kindertageseinrichtung

(1) Kindertageseinrichtungen dürfen nur von pädagogischen Fachkräften gemäß § 2 
Absatz 7 geleitet werden, die über ausreichende Berufserfahrung und eine besonde-
re Qualifikation für Leitungstätigkeiten verfügen.

(2) Sie sind in Abhängigkeit von der Anzahl der Kinder und den zu bewältigenden Lei-
tungsaufgaben angemessen von der unmittelbaren pädagogischen Arbeit freizustellen.

§ 16 
Fach- und Praxisberatung

(1) Die Aufgaben der Fach- und Praxisberatung dürfen nur von pädagogischen Fach-
kräften wahrgenommen werden, die über eine abgeschlossene fachbezogene Aus-
bildung an einer Hochschule oder über langjährige Erfahrung aufgrund einer Tätig-
keit auf diesem Gebiet bei regelmäßiger beruflicher Fort- oder Weiterbildung verfü-
gen. Die Fach- und Praxisberatung soll in der Regel nicht von Personen wahrgenom-
men werden, die bereits mit Aufgaben nach § 10 Absatz 1 betraut sind.

(2) Für die Fach- und Praxisberatung gelten die verbindlichen Standards der Bildungs-
konzeption für 0- bis 10-jährige Kinder in Mecklenburg-Vorpommern. Gegenstand der 
Fach- und Praxisberatung sind insbesondere die in den §§ 1 und 3 formulierten Ziele, 
Inhalte und Verfahren.

(3) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat Kapazitäten für die Fach- und 
Praxisberatung in

1.	 Kindertageseinrichtungen für je 1 200 belegte Plätze, soweit diese Aufgabe nicht 
durch die Träger der Kindertageseinrichtungen oder ihre jeweiligen Dach- oder 
Spitzenverbände selbst wahrgenommen wird und

2.	 der Kindertagespflege für je 100 Tagespflegepersonen

jeweils in einem einer Vollzeitstelle entsprechenden Umfang vorzuhalten.
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§ 17 
Ausbildungsplatzplanung, 

Aus-, Fort- und Weiterbildung

(1) Das für die Kindertagesförderung zuständige Ministerium plant im Einvernehmen 
mit dem für Ausbildung zuständigen Ministerium den Bedarf an Ausbildungsplätzen 
für pädagogisches Personal im Sinne des § 2 Absatz 6 unter Berücksichtigung der pä-
dagogischen Fachkräfte nach § 2 Absatz 7 Nummer 1 und 2. Die Ausbildungsplatzpla-
nung ist regelmäßig fortzuschreiben.

(2) Die Träger der Kindertageseinrichtungen haben dafür zu sorgen, dass das päd-
agogische Personal regelmäßig in angemessenem Umfang an Fort- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen teilnimmt und von der Fach- und Praxisberatung unterstützt 
wird. Die Maßnahmen sollen auch Qualifizierungen im Bereich Kinderschutz und 
Frühe Hilfen berücksichtigen. Dazu sind vorbehaltlich tarifvertraglicher Regelun-
gen jährlich fünf Arbeitstage als Fort- und Weiterbildung zu gewähren und in den 
Vereinbarungen nach § 24 zu berücksichtigen. Die tarifvertraglichen Regelungen 
gelten zwischen nicht tarifgebundenen Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern und 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, wenn ihre Anwendung zwischen den 
Vertragsparteien vereinbart ist.

(3) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben ausreichende bedarfsori-
entierte Fortbildungs- und Beratungsangebote auf der Grundlage der Ziele und In-
halte der Bildungskonzeption für 0- bis 10-jährige Kinder in Mecklenburg-Vorpom-
mern für die pädagogischen Fachkräfte bereitzustellen oder zu vermitteln, soweit 
dies nicht durch die Träger der Kindertageseinrichtung oder ihre jeweiligen Dach- 
oder Spitzenverbände selbst geschieht.

(4) Das fachlich für die Kindertagesförderung zuständige Ministerium erarbeitet auf der 
Grundlage der Bildungskonzeption für 0- bis 10-jährige Kinder in Mecklenburg-Vorpom-
mern sowie der Verfahren gemäß § 3 Absatz 6 verbindliche Standards für die Curricula 
der Aus-, Fort- und Weiterbildung nach den Absätzen 1 bis 3 und die Zertifizierung von 
Bildungsangeboten.

(5) Die Aus-, Fort- und Weiterbildung soll ergänzend und aufbauend auf die spezifi-
schen Vorqualifikationen des jeweiligen pädagogischen Personals erfolgen.
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Abschnitt 3 
Kindertagespflege

§ 18 
Tagespflegeerlaubnis

(1) Kindertagespflege im Sinne des § 43 Absatz 1 Achtes Buch Sozialgesetzbuch bedarf 
einer Erlaubnis des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe. Die Erlaubnis nach 
Satz 1 ist zu erteilen, wenn das Wohl des Kindes gewährleistet ist, die Tagespflegeper-
son pädagogisch und persönlich geeignet ist und die räumlichen Voraussetzungen ge-
geben sind. Kindertagespflege kann auch in Räumlichkeiten außerhalb des Haushalts 
der Tagespflegeperson oder des Haushalts der Eltern geleistet werden. Die Erlaubnis 
berechtigt zur Förderung von bis zu fünf gleichzeitig anwesenden, fremden Kindern. 
Dies ermöglicht das Zustandekommen von mehr als fünf Betreuungsverhältnissen.

(2) Ein Zusammenschluss von zwei Tagespflegepersonen in ganz oder teilweise ge-
meinsam genutzten Räumlichkeiten (Großtagespflegestellen) ist zulässig. Vorausset-
zung ist, dass jede Tagespflegeperson über eine Pflegerlaubnis nach Absatz 1 ver-
fügt und die vertragliche und pädagogische Zuordnung des einzelnen Kindes zu ei-
ner Tagespflegeperson gewährleistet bleibt. In begründeten Ausnahmefällen ist der 
Zusammenschluss von mehr als zwei Tagespflegepersonen möglich.

(3) Die §§ 12 und 16 gelten entsprechend.

§ 19 
Qualifikation der Kindertagespflegeperson

(1) Tagespflegepersonen sollen über eine Mindestqualifikation im Umfang von 300 
Stunden nach dem vom Deutschen Jugendinstitut e. V. entwickelten Kompetenzori-
entierten Qualifizierungshandbuch Kindertagespflege (QHB) oder eine vergleichbare 
Qualifikation verfügen. Dies gilt nicht für Tagespflegepersonen, denen vor Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes bereits eine Tagespflegerlaubnis erteilt wurde. Als für die Kinder-
tagespflege geeignete Qualifikation gelten auch die in § 2 Absatz 7 Nummer 1 bis 10 
genannten Abschlüsse.

(2) Eine geeignete und fachlich qualifizierte Tagespflegeperson wird den Eltern durch 
den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe vermittelt.
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§ 20 
Fort- und Weiterbildung

(1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat sicherzustellen, dass die Ta-
gespflegepersonen mindestens 25 Stunden pro Kalenderjahr Angebote zur Fort- und 
Weiterbildung wahrnehmen, die ihrem Bedarf entsprechen.

(2) Unter Mitwirkung des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe soll die 
Fach- und Praxisberatung regelmäßig Regionaltreffen von maximal 50 Tagespfle-
gepersonen durchführen. Die Regionaltreffen gelten als Fort- und Weiterbildungen 
nach Absatz 1.

Abschnitt 4 
Mitwirkung von Eltern und Kindern

§ 21 
Bildungs- und Erziehungspartnerschaft

(1) Das in den Kindertageseinrichtungen tätige pädagogische Personal, die Tagespfle-
gepersonen und die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe arbeiten mit den El-
tern zum Wohl der Kinder partnerschaftlich zusammen. Die Eltern werden in die Bil-
dungsplanung der Kindertageseinrichtungen und deren Umsetzung einbezogen und 
sind über bestehende Angebote der Familienbildung und -beratung zu informieren.

(2) Eltern mit einer Hör- oder Sprachbehinderung haben zur Wahrnehmung ihrer 
Rechte und Pflichten nach diesem Gesetz für die mündliche und schriftliche Kommu-
nikation einen Anspruch auf Bereitstellung einer Dolmetscherin oder eines Dolmet-
schers für die Deutsche Gebärdensprache, für lautsprachbegleitende Gebärden oder 
andere geeignete Kommunikationshilfen. § 2 Absatz 2 sowie die §§ 3 bis 5 der Kom-
munikationshilfeverordnung Mecklenburg-Vorpommern gelten entsprechend.

§ 22 
Elternvertretungen

(1) Eltern haben das Recht, Elternvertretungen zu bilden. Über dieses Recht sind die 
Eltern durch den Träger der Kindertageseinrichtung zu informieren. Die Elternvertre-
tung vertritt die Interessen der Eltern und ihrer Kinder. Sie trägt zur Zusammenarbeit 
zwischen dem Träger der Kindertageseinrichtung, den Eltern und den anderen an der 
Förderung der Kinder Beteiligten bei. Die Elternvertretungen der Kindertageseinrich-
tungen sollen in der Regel für ein Jahr und die Kreis- oder Stadtelternräte sowie der 



I. Kindertagesförderungsgesetz - KiföG M-V 

29

Landeselternrat in der Regel für zwei Jahre gewählt werden, jeweils längstens bis zur 
Neuwahl der jeweiligen Elternvertretung. Die Mitgliedschaft in der Elternvertretung 
endet vorzeitig, wenn das eigene Kind die Kindertageseinrichtung verlässt.

(2) Die für eine Gruppe verantwortliche pädagogische Fachkraft beruft mindestens 
zweimal jährlich eine Versammlung der Eltern der Kinder der jeweiligen Gruppe (El-
ternversammlung) ein. Die Elternversammlung wählt aus ihren Reihen bis zu zwei 
Personen zur Vertretung für den sich nach Absatz 3 bildenden Elternrat. Die Wahlen 
zu den Elternräten sollen zwischen dem 15. August und dem 15. September statt-
finden. Die Eltern der Kinder einer Gruppe haben das Recht, Elternversammlungen 
durchzuführen, wenn die Mehrheit dies verlangt. Im Rahmen der Elternversamm-
lungen erfolgt eine Verständigung zur Bildung, Erziehung und Betreuung der Kinder 
in der Gruppe. Die Elternversammlungen sollen für Angebote zur Stärkung der Bil-
dungs- und Erziehungskompetenz genutzt werden.

(3) Die von den Elternversammlungen gewählten Personen zur Vertretung der Grup-
pen bilden den Elternrat der Kindertageseinrichtung. Die Anzahl der Mitglieder des 
Elternrats soll 15 nicht überschreiten. Der Elternrat der Kindertageseinrichtung wählt 
aus seiner Mitte einen Vorstand, dem ein vorsitzendes Mitglied und bis zu vier weitere 
Mitglieder angehören. Er wird dabei von der Leitung der Kindertageseinrichtung un-
terstützt. Die Leitung der Kindertageseinrichtung soll mindestens einmal im Jahr den 
Elternrat der Kindertageseinrichtung einberufen.

(4) Der Elternrat wirkt in wesentlichen Angelegenheiten der Kindertageseinrichtung 
mit, insbesondere bei der Weiterentwicklung der pädagogischen Konzeption, der re-
gelmäßigen Öffnungszeiten und der Essenversorgung der Kinder. Darüber hinaus kann 
er unter Berücksichtigung datenschutzrechtlicher Vorschriften Auskunft verlangen über 
die nach § 24 getroffenen Vereinbarungen über Leistung, Qualität und Entgelt und de-
ren Umsetzung sowie über die betriebswirtschaftlichen Verhältnisse der Kindertages-
einrichtung. Mitglieder des Elternrates sind über die Verhandlungen über die Leistung, 
das Entgelt und die Qualitätsentwicklung nach § 24 zu informieren und können an die-
sen Verhandlungen beratend teilnehmen. Dabei sind Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse des Trägers der Kindertageseinrichtung zu wahren. Der Elternrat wirkt darauf hin, 
dass die Mitwirkungsrechte der Kinder nach § 23 beachtet werden.

(5) In den Landkreisen und kreisfreien Städten wird der Kreis- oder Stadtelternrat 
durch die vorsitzenden Mitglieder der Elternräte der Kindertageseinrichtungen gebil-
det. Sie wählen aus ihrer Mitte ein vorsitzendes Mitglied und mindestens vier weite-
re Mitglieder. Für jedes Vorstandsmitglied soll ein stellvertretendes Mitglied gewählt 
werden. Die Wahl soll zwischen dem 16. September und dem 31. Oktober stattfinden. 
Der Kreis- oder Stadtelternrat wird bei der Wahl von dem örtlichen Träger der öffent-
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lichen Jugendhilfe unterstützt. Zu den Beratungen des Kreis- oder Stadtelternrats soll 
auch eine Vertretungsperson der Eltern, deren Kinder durch Tagespflegepersonen ge-
fördert werden, hinzugezogen werden. Der Kreis- oder Stadtelternrat wird von den 
jeweils zuständigen örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe über wesentliche, 
die Kindertagesförderung betreffende überörtliche Angelegenheiten informiert und 
angehört.

(6) Die Vorsitzenden der Kreis- und Stadtelternräte bilden den Landeselternrat. Der 
Landeselternrat soll zwischen dem 1. November und dem 15. Dezember aus seiner 
Mitte einen Vorstand wählen, dem ein vorsitzendes Mitglied und zwei weitere Mit-
glieder angehören. Für jedes Vorstandsmitglied soll ein stellvertretendes Mitglied 
gewählt werden. Der Landeselternrat wird dabei von dem fachlich für die Kinderta-
gesförderung zuständigen Ministerium unterstützt. Zu den Beratungen des Landes-
elternrates soll auch eine Vertretungsperson der Eltern, deren Kinder durch Tagespfle-
gepersonen gefördert werden, hinzugezogen werden. Der Landeselternrat wird von 
dem fachlich für die Kindertagesförderung zuständigen Ministerium über wesentli-
che, die Kindertagesförderung betreffende Angelegenheiten von landesweiter Be-
deutung informiert und zu ihnen angehört.

(7) Das Land fördert nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel und 
des Landesreisekostengesetzes die Tätigkeit des Landeselternrates. Der Landeselternrat 
gibt sich eine Geschäftsordnung, die hinsichtlich der finanziellen Förderung der Zustim-
mung des fachlich für die Kindertagesförderung zuständigen Ministeriums im Einverneh-
men mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium bedarf.

§ 23 
Mitwirkung der Kinder

Die Kinder sollen ihrem Alter und ihrem Entwicklungsstand entsprechend bei der Ge-
staltung des Alltags in der Kindertageseinrichtung mitwirken. Sie sind vom Träger 
und von der Leitung der Kindertageseinrichtung sowie von dem für die pädagogi-
sche Arbeit in den Gruppen zuständigen pädagogischen Personal bei allen sie betref-
fenden Angelegenheiten nach Maßgabe des Satzes 1 zu beteiligen. Dies gilt entspre-
chend für die Kindertagespflege.
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Abschnitt 5 
Finanzierung der Kindertagesförderung

§ 24 
Vereinbarungen über Leistung, 

Entgelt und Qualitätsentwicklung

(1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe soll Vereinbarungen über den Be-
trieb der Kindertageseinrichtungen im Einvernehmen mit der Gemeinde, in der die 
Förderung angeboten wird oder werden wird, abschließen. §§ 78b bis 78e des Ach-
ten Buches Sozialgesetzbuch finden entsprechende Anwendung, soweit sich aus den 
Vorschriften dieses Gesetzes nichts anderes ergibt. Mit den Vereinbarungen werden 
Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungsangebote sowie differenzierte Entgelte für 
die Leistungsangebote und die betriebsnotwendigen Investitionen der jeweiligen 
Kindertageseinrichtungen jeweils unter Berücksichtigung der Vorschriften dieses Ge-
setzes festgelegt. In den Vereinbarungen sind die Verpflegungskosten gesondert aus-
zuweisen. Die Vereinbarungen enthalten einen Hinweis auf die Prüfungsrechte der 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe und die Möglichkeit der Wahrnehmung 
der Prüfungsrechte durch das Land bei den Einrichtungsträgern. Der Einrichtungs-
träger ist verpflichtet, die Einnahmen und Ausgaben der zuletzt abgerechneten Wirt-
schaftsperiode der Einrichtung nachvollziehbar, transparent sowie durch Nachweise 
belegt darzulegen. Näheres kann durch Satzung des örtlichen Trägers der öffentli-
chen Jugendhilfe bestimmt werden.

(2) Nach Ablauf des Vereinbarungszeitraumes und in den Fällen nach § 78d Absatz 3 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch sind die Vereinbarungen im Sinne von Absatz 1 
Satz 1 auch auf Verlangen der Gemeinde, in der die Förderung angeboten wird oder 
werden wird, neu zu verhandeln.

(3) Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so entscheidet die Schiedsstelle nach 
§ 78g des Achten Buches Sozialgesetzbuch.

(4) Die einrichtungsspezifische Konzeption ist Bestandteil der Leistungsvereinba-
rung. In den Leistungsvereinbarungen sollen auch Aussagen zur Gestaltung der Zu-
sammenarbeit mit den Schulen, mit den Beratungsstellen nach § 28 des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch sowie den Einrichtungen der Familienbildung und -beratung 
im Einzugsbereich getroffen werden.

(5) Die kommunalen Landesverbände schließen mit den Verbänden der Träger der frei-
en Jugendhilfe und den Vereinigungen sonstiger Leistungserbringer auf Landesebene 
einen Rahmenvertrag gemäß § 78f des Achten Buches Sozialgesetzbuch über den In-
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halt der Vereinbarungen nach Absatz 1 sowie die Ausgestaltung der Geldleistung nach 
§ 23 Absatz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch. Darin sind insbesondere Regelun-
gen zur Berechnung der Personal- und Sachkosten zu treffen. Wird ein Rahmenvertrag 
nicht innerhalb eines Jahres, nachdem eine der in Satz 1 genannten Vertragsparteien 
zu Verhandlungen aufgefordert hat, geschlossen, so findet auf Verlangen einer der in 
Satz 1 genannten Vertragsparteien ein Schlichtungsverfahren durch einen unparteii-
schen Schlichter statt. Einigen sich die in Satz 1 genannten Vertragsparteien nicht inner-
halb einer Frist von acht Wochen nach Anzeige des Schlichtungsverfahrens auf einen 
Schlichter, so wird auf Verlangen einer der in Satz 1 genannten Vertragsparteien vom 
fachlich für Kindertagesförderung zuständigen Ministerium ein Schlichter bestimmt. 
Wird ein Schlichtungsvorschlag vorgelegt, sollen sich die in Satz 1 genannten Vertrags-
parteien dazu binnen acht Wochen äußern. Ein Schlichtungsvorschlag ist dann verbind-
lich, wenn die in Satz 1 genannten Vertragsparteien diesem zustimmen.

(6) Ergibt die Prüfung gemäß § 33, dass die in der Vereinbarung gemäß Absatz 1 und 
3 festgelegten Leistungen seitens des Einrichtungsträgers nicht oder nicht vereinba-
rungsgemäß erbracht wurden, ist der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe be-
rechtigt, in Bezug auf diese Leistung ohne Ansehung der Laufzeit der Vereinbarung 
eine Neuverhandlung zu verlangen. Im Rahmen der Neuverhandlung ist der örtliche 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe berechtigt, das auf die nicht oder nicht verein-
barungsgemäße Leistung entfallende Entgelt zu berücksichtigen. Die Rechte gemäß 
Satz 1 und 2 bestehen nicht, wenn der Einrichtungsträger die Pflichtverletzung nicht 
zu vertreten hat. §§ 276, 278, 280 Absatz 1 Bürgerliches Gesetzbuch finden entspre-
chende Anwendung. Die Rechte gemäß Satz 1 und 2 sind in die Vereinbarungen nach 
Absatz 1 und 3 aufzunehmen.

(7) Wird der Betrieb der Kindertageseinrichtung eingestellt und hat eine Prüfung ge-
mäß § 33 ergeben, dass die in der Vereinbarung gemäß Absatz 1 und 3 festgelegten 
Leistungen seitens des Einrichtungsträgers nicht oder nicht vereinbarungsgemäß er-
bracht worden sind, ist der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe berechtigt, 
die hierauf entfallenden Entgelte zurückzufordern. Absatz 6 Sätze 3 bis 5 gelten ent-
sprechend.

§ 25 
Grundsätze der Finanzierung

(1) Die Kindertagesförderung in Kindertageseinrichtungen sowie in der Kinderta-
gespflege wird gemäß §§ 26, 27 und 28 gemeinsam durch das Land, die Gemeinden 
und die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe finanziert. Ausgenommen blei-
ben gemäß § 29 Absatz 1 die Kosten der Verpflegung.
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(2) Die Träger von Kindertageseinrichtungen können sich durch nicht refinanzierbare 
Eigenanteile an den Kosten ihrer Einrichtung beteiligen.

(3) Soweit Kinder in Kindertageseinrichtungen oder in Kindertagespflege Leistungen 
der Eingliederungshilfe nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch oder dem Neun-
ten Buch Sozialgesetzbuch erhalten, erfolgt die Finanzierung dieser Leistungen auf 
Grundlage des Achten Buches Sozialgesetzbuch oder des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch.

§ 26 
Finanzielle Beteiligung des Landes

(1) Das Land beteiligt sich jährlich in Höhe von 54,5 Prozent an den Kosten der Kinder-
tagesförderung. Grundlage sind die Ausgaben der örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe im jeweiligen Haushaltsjahr für die Entgelte nach § 24 Absatz 1 und 3 sowie die 
laufende Geldleistung der Tagespflegepersonen nach § 23 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch. Zu den Kosten nach Satz 1 gehören auch die Ausgaben für die Fach- und Pra-
xisberatung nach § 16 sowie die Fort- und Weiterbildung von Tagespflegepersonen nach 
§ 20, soweit diese nicht in den Ausgaben nach Satz 2 enthalten sind.

(2) Das Land gewährt den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe bis zur je-
weiligen Abrechnung der Kosten nach Absatz 1 Abschlagszahlungen auf diese Kos-
ten. Für jeden in Vollzeitäquivalente umgerechneten belegten Platz beträgt der Ab-
schlag 3 473 Euro. Dieser Betrag steigt ab dem Jahr 2021 jährlich um 2,3 Prozent; der 
ermittelte Betrag ist auf volle Euro aufzurunden. Die Verteilung der Mittel auf den je-
weiligen örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe erfolgt auf der Grundlage der 
in Vollzeitäquivalente umgerechneten Plätze, die von Kindern in Anspruch genom-
men werden, die im Zuständigkeitsbereich des örtlichen Trägers der öffentlichen Ju-
gendhilfe ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Die Abschlagszahlungen werden in 
vier Teilbeträgen jeweils am 10. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober durch das Lan-
desamt für Gesundheit und Soziales ausgezahlt.

(3) Maßgeblich für die Anzahl der Plätze nach Absatz 2 sind die auf das Vorjahr bezoge-
nen Meldungen nach § 101 Absatz 2 Nummer 10 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
zum Stichtag 1. März, zuzüglich einer jährlichen Steigerung von 2 Prozent. Die von den 
Trägern der Kindertageseinrichtungen und Tagespflegepersonen an den örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe nach § 101 Absatz 2 Nummer 10 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch erteilten Meldungen werden von den örtlichen Trägern der öffentli-
chen Jugendhilfe bis zum 1. Mai eines jeden Jahres an das Landesamt für Soziales und 
Gesundheit zusammengefasst weitergegeben.
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(4) Bis zum 1. April eines jeweiligen Jahres übermitteln die örtlichen Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe dem Landesamt für Gesundheit und Soziales die Ausgaben gemäß 
Absatz 1 sowie die Einnahmen gemäß § 28 Absatz 1 Satz 2 bezogen auf das jeweilige 
Vorjahr. Die Angaben sind zuvor durch die in den Landkreisen und kreisfreien Städten 
für den Jahresabschluss zuständigen Stellen verbindlich zu bestätigen. Die Ausgaben 
sind Grundlage für die Abrechnung der Abschlagszahlungen nach Absatz 2 mit dem 
jeweiligen örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Das Landesamt für Gesund-
heit und Soziales setzt die tatsächlich benötigte Höhe der Zuweisungen fest und ver-
rechnet die Ausgleichsbeträge mit den Abschlagszahlungen des laufenden Jahres.

(5) Das Land gewährt den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe eine Zuweisung 
in Höhe von jährlich 5 000 000 Euro zur gezielten individuellen Förderung von Kindern 
nach § 3 Absatz 6. Grundlage für die Verteilung der Mittel ab dem Jahr 2022 sind die Kos-
ten, die den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe bei der Übernahme der Ver-
pflegungskosten gemäß § 29 Absatz 2 für das vorvergangene Jahr entstanden sind und 
deren Höhe gemäß § 32 Absatz 1 Nummer 1 an das Landesamt für Gesundheit und Sozi-
ales übermittelt wird. Für die Jahre 2020 und 2021 gilt die Regelung in § 35 Absatz 2. Die 
Zuweisungen werden in zwei Teilbeträgen jeweils am 10. Januar und am 1. Juli an die ört-
lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe ausgezahlt. Diese leiten die ihnen gewährten 
Beträge an die Träger von Kindertageseinrichtungen und die Tagespflegepersonen wei-
ter, die die Anwendung der Verfahren gemäß § 3 Absatz 6 sowie einen überdurchschnitt-
lichen Anteil übernommener Verpflegungskosten gemäß § 29 Absatz 2 nachweisen. Die 
Träger von Kindertageseinrichtungen und die Tagespflegepersonen treffen in eigener 
Verantwortung Entscheidungen über den gezielten Einsatz der zusätzlich zur Verfügung 
gestellten finanziellen Mittel. Die Regelung in § 25 Absatz 3 gilt entsprechend.

(6) Das Land stellt für die anteilige Finanzierung der Qualitätsentwicklung und -siche-
rung nach § 12 Absatz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 6 und 7 und für

1.	 die Durchführung von Projekten und Aufgaben von landesweiter Bedeutung,

2.	 Forschungsvorhaben zur Weiterentwicklung der Kindertagesförderung und

3.	 Modellvorhaben, die den Zielstellungen des §  1 in besonderer und innovativer 
Weise Rechnung tragen

Mittel in Höhe von 626 000 Euro jährlich zur Verfügung. Darüber hinaus kann das 
Land nach Maßgabe des Landeshaushaltsplans Maßnahmen nach Satz 1 fördern.

(7) Das Land stellt für die Umsetzung und Weiterentwicklung der Bildungskonzepti-
on für 0- bis 10-jährige Kinder in Mecklenburg-Vorpommern, der damit verbundenen 
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Aufwendungen sowie der Finanzierung von Fachtagungen und Konsultationseinrich-
tungen Mittel in Höhe von 100 000 Euro jährlich zur Verfügung.

(8) Das Land stellt für die Durchführung und die landesweite Evaluation der gezielten 
individuellen Förderung nach § 3 Absatz 6 jährlich 200 000 Euro zur Verfügung.

(9) Das Land stellt den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe für die Durch-
führung von regelmäßigen Regionaltreffen nach § 20 Absatz 2 jeweils Mittel in Höhe 
von 10 000 Euro zur Verfügung. Diese Mittel sind Bestandteil der Bemessungsgrund-
lage der jährlichen Beteiligung des Landes nach Absatz 1.

§ 27 
Finanzielle Beteiligung der Gemeinden

(1) Die Gemeinden beteiligen sich an den Kosten der Kindertagesförderung mit einer kind-
bezogenen Pauschale für die Kinder, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Gemeinde 
haben. Die Gemeinden zahlen die kindbezogene Pauschale an den örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe. Der Gemeindeanteil pro Kind in der Kindertagesförderung beträgt 
im Jahr 2020 monatlich 149,33 Euro und im Jahr 2021 monatlich 152,76 Euro. Ab dem Jahr 
2022 wird die Höhe der monatlichen Gemeindepauschale jährlich durch Erlass des für Kin-
dertagesförderung zuständigen Ministeriums festgesetzt. Die Pauschale entspricht 32,0 
Prozent an den Kosten der Kindertagesförderung im Sinne von § 26 Absatz 1 Satz 2 und 
3 im vorvergangenen Jahr, dividiert durch die gemeldete Anzahl der Plätze im Sinne von 
§ 26 Absatz 3 Satz 1 erster Halbsatz im vorvergangenen Jahr. Der sich danach ergebende 
Betrag wird pro Jahr um jeweils 2,3 Prozent gesteigert und in eine monatliche Pauschale 
umgerechnet. Bei der Festsetzung der Pauschale sich ergebende Bruchteile von 0,005 und 
mehr werden auf ganze Hundertstel aufgerundet, im Übrigen abgerundet. Das Verfahren 
zur Weiterleitung der Gemeindeanteile an den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhil-
fe kann durch Satzung der Landkreise und kreisfreien Städte bestimmt werden.

(2) Die Gemeinde, in der die Förderung angeboten wird oder werden wird, ist über die 
Verhandlung über die Leistung, das Entgelt und die Qualitätsentwicklung nach § 24 
zu informieren und kann an dieser beratend teilnehmen.

§ 28 
Finanzielle Beteiligung der örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe

(1) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe gewähren monatlich zur Finan-
zierung der Kindertagesförderung den Trägern der Kindertageseinrichtungen Entgel-
te nach § 24 Absatz 1 und 3. Zur Finanzierung der Entgelte verwenden die örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Mittel des Landes, die von den Gemeinden zu 
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entrichtenden kindbezogenen Pauschalen sowie eigene Mittel. Entsprechendes gilt 
für die laufende Geldleistung der Tagespflegepersonen nach § 23 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch.

(2) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe leisten nur an Träger von Kinder-
tageseinrichtungen und Tagespflegepersonen, die die Standards dieses Gesetzes ein-
halten und die Mittel ausschließlich zur Finanzierung der Kindertagesförderung ein-
setzen. Die Mittel werden nur an solche Träger von Einrichtungen geleistet, die sich 
an den jeweiligen tariflichen Bedingungen orientieren und sich verpflichten, ihren 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mindestens ein Stundenentgelt in Höhe des 
gesetzlichen Mindestlohnes zu zahlen. Satz 2 gilt nicht für Auszubildende, Praktikan-
ten und Praktikantinnen sowie Studierende.

§ 29 
Finanzielle Beteiligung der Eltern

(1) Eltern entrichten keine Beiträge zu den Entgelten nach § 24 Absatz 1 und 3 so-
wie den laufenden Geldleistungen der Tagespflegepersonen nach § 23 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch. Eltern tragen die Kosten der Verpflegung in der Kinderta-
gesförderung. Die Kosten für die Verpflegung insgesamt und die Kosten der Mittags-
verpflegung sind gegenüber den Eltern jeweils gesondert auszuweisen.

(2) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist zur Übernahme der Verpfle-
gungskosten verpflichtet, soweit den Eltern eine Kostenbeteiligung nicht oder nur 
anteilig zuzumuten ist. Bei der Prüfung der Zumutbarkeit findet §  90 Absatz 4 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch Anwendung. Der örtliche Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe zahlt die zu übernehmenden Verpflegungskosten an den Träger der Kinder-
tageseinrichtung oder an die Tagespflegeperson.

(3) Eltern tragen die durch erhöhte Betreuungszeiten bei Mehrbedarf nach § 7 Absatz 3 
und während der Schulferien nach § 6 Absatz 5 entstehenden Kosten entsprechend ei-
ner Vereinbarung mit dem Träger der jeweiligen Einrichtung oder der Tagespflegeperson. 
Absatz 2 gilt entsprechend und § 90 Absatz 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch findet 
Anwendung.
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§ 30 
Finanzierung bei Inanspruchnahme von Plätzen außerhalb des 

Zuständigkeitsbereichs des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe

(1) Wählen Eltern für ihre Kinder eine Kindertageseinrichtung oder eine Tagespflege-
person in Mecklenburg-Vorpommern außerhalb des Zuständigkeitsbereiches des ört-
lichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe, in dem das Kind seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt hat, so gilt für ihre finanzielle Beteiligung § 29. Für die finanzielle Beteiligung 
des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe gilt § 28. Dabei sind die festgelegten 
Entgelte der Kindertageseinrichtung maßgeblich, die das Kind besucht. Entsprechen-
des gilt für die Höhe der laufenden Geldleistung der Tagespflegeperson nach § 23 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch.

(2) Wählen Eltern für ihre Kinder mit gewöhnlichem Aufenthalt in Mecklenburg-Vor-
pommern eine Kindertageseinrichtung oder eine Tagespflegeperson außerhalb von 
Mecklenburg-Vorpommern, so entrichtet der örtliche Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe an die Kindertageseinrichtung oder die Tagespflegeperson die Kosten der Kin-
dertagesförderung, jedoch begrenzt auf das durchschnittlich entstehende Entgelt 
differenziert nach Betreuungsart und Betreuungsumfang im eigenen Zuständigkeits-
bereich. Die Eltern haben diejenigen Mehrkosten zu tragen, die dadurch entstehen, 
dass sie eine Kindertageseinrichtung oder Tagespflegeperson außerhalb von Meck-
lenburg-Vorpommern wählen. § 29 Absatz 2 gilt entsprechend und § 90 Absatz 4 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch findet Anwendung.
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Abschnitt 6 
Vorrang bundesrechtlicher Regelungen, Auskünfte, 

Verordnungsermächtigungen, Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 31 
Vorrang bundesrechtlicher Regelungen

Ansprüche auf Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 28 des Zweiten Buches So-
zialgesetzbuch, nach § 34 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und nach § 6b des 
Bundeskindergeldgesetzes bleiben unberührt. 

§ 32 
Einholung von Auskünften

(1) Die fachlich zuständigen Ministerien können bei den örtlichen Trägern der öffent-
lichen Jugendhilfe, bei den Gemeinden sowie bei den Einrichtungsträgern und bei 
den Tagespflegepersonen zum Zweck der Haushalts- und Finanzplanung, der Pla-
nung des Bedarfes an Ausbildungsplätzen für Erzieherinnen und Erzieher in Meck-
lenburg-Vorpommern, zur Umsetzung der Verpflichtungen des Landes nach § 6 des 
Gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der Kindertagesbe-
treuung sowie der Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung Auskünfte einholen. 
Zur Beurteilung der Auswirkungen der Bestimmungen dieses Gesetzes und zu seiner 
Fortentwicklung übermitteln die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

1.	 dem Landesamt für Gesundheit und Soziales zum 30. Juni eines jeden Jahres die 
Anzahl der Fälle, die Ausgaben und die Einnahmen der örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe zur anteiligen oder vollständigen Übernahme der Verpfle-
gungskosten nach § 29 Absatz 2 in Verbindung mit § 90 Absatz 4 des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch nach Förderart und Förderumfang des vergangenen Jah-
res, 

2.	 dem fachlich für die Kindertagesförderung zuständigen Ministerium zum 15. 
Mai die Höhe der nach § 24 vereinbarten Entgelte sowie der Verpflegungskosten 
und die Anzahl der belegten Plätze für jede Kindertageseinrichtung und jede Ta-
gespflegeperson zu dem in § 101 Absatz 2 Nummer 10 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch genannten Stichtag und

3.	 dem fachlich für die Kindertagesförderung zuständigen Ministerium die Höhe der 
nach § 24 vereinbarten, differenzierten Entgelte, Inhalt, Umfang und Qualität der Leis-
tungsangebote, die betriebsnotwendigen Ausgaben einschließlich der Investitionen, 
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die Verpflegungskosten und die Anzahl der belegten Plätze für jede Kindertagesein-
richtung und jede Tagespflegeperson sowie die vom Einrichtungsträger gemäß § 24 
Absatz 1 Satz 6 mitzuteilenden Einnahmen und Ausgaben.

(2) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe können bei den Gemeinden so-
wie den Einrichtungsträgern und Tagespflegepersonen zum Zwecke der Sicherstel-
lung einer bedarfsgerechten Förderung in ihrem Zuständigkeitsbereich Auskünfte 
einholen.

§ 33 
Prüfungsrechte

(1) Die Einhaltung der Leistungs- und Qualitätsvereinbarungen nach § 24 Absatz 1 
und 3 kann durch die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe beim Träger der 
Kindertageseinrichtung geprüft werden. Der örtliche Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe wird ermächtigt, entsprechende Prüfungsanordnungen zu erlassen.

(2) Die Einrichtungsträger sind verpflichtet, den örtlichen Trägern der öffentlichen Ju-
gendhilfe die zur Prüfung nach Absatz 1 erforderlichen Unterlagen, Nachweise und 
Informationen zugänglich zu machen. Die Einrichtungsträger haben bei der Feststel-
lung der Sachverhalte, die für die Einhaltung der Leistungs- und Qualitätsvereinba-
rungen erheblich sein können, mitzuwirken. Sie haben insbesondere Auskünfte zu er-
teilen, Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere und andere Urkunden zur Einsicht 
und Prüfung vorzulegen, die zum Verständnis der Aufzeichnungen erforderlichen Er-
läuterungen zu geben und die jeweiligen örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe bei der Ausübung ihrer Befugnisse zu unterstützen. Sind die Auskünfte zur Ver-
wirklichung des Prüfungszwecks unzureichend, ist der jeweilige örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe berechtigt, Dritte um Auskunft zu ersuchen. Der jeweilige 
örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist berechtigt, während der Öffnungszei-
ten die Kindertageseinrichtung zu betreten und zu besichtigen. Bei der Besichtigung 
der Kindertageseinrichtung soll der Träger der Kindertageseinrichtung hinzugezogen 
werden.

(3) Das Land kann im Einvernehmen mit den örtlichen Trägern der öffentlichen Ju-
gendhilfe die in Absatz 1 genannten Prüfungsrechte und Ermächtigungen an ihrer 
Stelle wahrnehmen. Absatz 2 gilt entsprechend. Die Wahrnehmungsberechtigung 
des Landes ist durch den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe in die Verein-
barungen nach § 24 Absatz 1 und 3 dieses Gesetzes aufzunehmen. Das Ergebnis einer 
Prüfung durch das Land ist dem Träger der Kindertageseinrichtung und dem jeweils 
zuständigen örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe mitzuteilen.



I.	 Kindertagesförderungsgesetz - KiföG M-V

40

(4) Im Rahmen der überörtlichen Kommunalprüfung kann auch der Landesrech-
nungshof die Einhaltung der Vereinbarungen über Leistung, Entgelt und Qualitäts-
entwicklung nach § 24 Absatz 1 und 3 überprüfen.

§ 34 
Verordnungsermächtigung

(1) Das fachlich für die Kindertagesförderung zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung die inhaltliche Ausgestaltung und Durchführung der 
frühkindlichen Bildung nach § 3 Absatz 1 bis 5 zu regeln.

(2) Das fachlich für die Kindertagesförderung zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die inhaltliche Ausgestaltung und Durchführung der indivi-
duellen Förderung nach § 3 Absatz 6 und 7 und der gezielten individuellen Förderung 
nach § 3 Absatz 6 sowie deren Finanzierung nach § 26 Absatz 5 zu regeln.

(3) Kommt der Rahmenvertrag auch im Rahmen eines Schlichtungsverfahrens gemäß § 24 
Absatz 5 nicht zustande, kann das fachlich für die Kindertagesförderung zuständige Minis-
terium die Vertragsparteien schriftlich dazu auffordern, die Verhandlungen innerhalb von 
sechs Monaten erneut aufzunehmen. Sofern die Verhandlungen innerhalb dieses Zeit-
raums nicht erneut aufgenommen werden, kann das fachlich für die Kindertagesförde-
rung zuständige Ministerium durch Verordnung Vorschriften stattdessen erlassen.

(4) Das fachlich für die Kindertagesförderung zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die nähere Ausgestaltung der Auskunft nach § 32 Absatz 1 Satz 
2 Nummer 3 zu regeln.

(5) Das fachlich für die Kindertagesförderung zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, die nähere Ausgestaltung der Auskünfte zur Umsetzung der Verpflichtungen 
des Landes nach §§ 4 und 6 des KiTa-Qualitäts- und -Teilhabeverbesserungsgesetzes 
durch Rechtsverordnung zu regeln.

(6) Das fachlich für die Kindertagesförderung zuständige Ministerium wird im Ein-
vernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung das Nähere zum Verfahren, Inhalt und Umfang der jeweiligen 
Prüfung nach § 33, der Umsetzung der Mitteilungspflichten sowie zur Zuständig-
keit festzulegen. Dazu gehören insbesondere Bestimmungen über die Festsetzung 
zur Erfassung der Einnahmen und der dem Prüfungszeitraum zuzuordnenden Aus-
gaben zur Erfüllung der Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltvereinbarung. Die Ver-
ordnung kann Regelungen treffen über die Art und den Umfang der Erfassung der 
personellen Ausstattung, der Leitungsanteile und der sonstigen Verwaltungskos-
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ten, der Anzahl der betreuten Kinder, den Umfang und die Art der jeweiligen Be-
treuung, die durchschnittlichen Belegungszahlen, die Anzahl der Kinder pro Grup-
pe und das Verhältnis von Krippe und Kindergarten und Horten in altersgemisch-
ten Gruppen, die Öffnungszeiten und die Schließzeiten. Die Rechtsverordnung soll 
die Darstellung der den Entgelten zuzurechnenden betriebsnotwendigen Investiti-
onen, Mieten und Betriebskosten festlegen und Vorgaben für die Fristen zur Aufbe-
wahrung der erforderlichen Belege und Unterlagen enthalten. Satzungen nach § 24 
Absatz 1 Satz 7 sind nachrangig.

§ 35 
Übergangsvorschrift

(1) Bis zum 30. Juni 2020 rechnen die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
beim Landesamt für Gesundheit und Soziales die für das Jahr 2019 bezogenen Ab-
schlagszahlungen nach § 18 Absatz 13 und 14 des Kindertagesförderungsgesetzes 
vom 1. April 2004 (GVOBl. M-V S. 146), das zuletzt durch das Gesetz vom 31. Dezem-
ber 2018 (GVOBl. M-V S. 417) geändert worden ist, ab. Das Landesamt für Gesundheit 
und Soziales setzt die tatsächlich benötigte Höhe der Zuweisung fest und erstattet 
den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe innerhalb von sechs Wochen den 
errechneten Ausgleichsbetrag. Einen festgesetzten Rückzahlungsbetrag hat der örtli-
che Träger der öffentlichen Jugendhilfe dem Landesamt für Gesundheit und Soziales 
innerhalb der Frist nach Satz 2 zu erstatten.

(2) Grundlage für die Verteilung der Mittel nach § 26 Absatz 5 für die Jahre 2020 und 
2021 ist die Höhe der Übernahme des Elternbeitrages einschließlich der Verpfle-
gungskosten des vorvergangenen Jahres nach § 21 Absatz 6 des Kindertagesförde-
rungsgesetzes vom 1. April 2004 (GVOBl. M-V S. 146), das zuletzt durch das Gesetz 
vom 31. Dezember 2018 (GVOBl. M-V S. 417) geändert worden ist.

(3) Aufgrund der Neuordnung der finanziellen Beteiligung des Landes nach § 26 Ab-
satz 1 haben die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe sicherzustellen, dass 
zum 1. Januar 2020 bestehende Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltvereinbarungen 
nach § 24 Absatz 1 und 3 durch ergänzende Vereinbarungen fortgeführt werden kön-
nen. Laufende Geldleistungen der Tagespflegepersonen nach § 23 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch sind entsprechend anzupassen.

(4) Das Land stellt übergangsweise für den Zeitraum vom 1. September 2019 bis 31. 
Dezember 2019 für die Finanzierung des Fachkraft-Kind-Verhältnisses und für die Er-
höhung des Zeitumfangs für die mittelbare pädagogische Arbeit nach § 11a Absatz 
1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 5 Satz 5 des Kindertagesförderungsgesetzes in der 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung weitere Mittel in Höhe von 
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1 795 700 Euro zur Verfügung. Für die Verteilung der Mittel gelten die Regelungen 
in § 18 Absatz 8 Satz 2 und 3 des Kindertagesförderungsgesetzes in der bis zum In-
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung. Die Zuweisung dieser Landesmittel 
an die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe erfolgt durch das Landesamt für 
Gesundheit und Soziales am 1. Oktober 2019.

§ 36 
Evaluation

Dieses Gesetz, insbesondere auch die Regelungen zu den Prüfungsrechten, ist im Jahr 
2025 unter Berücksichtigung wissenschaftlicher Standards zu evaluieren.

§ 37 
Inkrafttreten; Außerkrafttreten

(1) § 26 Absatz 4 tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.

(2) § 35 Absatz 4 tritt mit Wirkung vom 1. September 2019 in Kraft.

(3) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2020 in Kraft.

(4) Gleichzeitig tritt das Kindertagesförderungsgesetz vom 1. April 2004 (GVOBl. M-V 
S. 146), das zuletzt durch das Gesetz vom 31. Dezember 2018 (GVOBl. M-V S. 417) ge-
ändert worden ist, außer Kraft.
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Verordnung über die inhaltliche Ausgestaltung und 
Durchführung der frühkindlichen Bildung 

(Frühkindliche Bildungsverordnung – FrühKiBiVO M-V)

Vom 2. Januar 2020 
GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 226 – 5 – 1

Aufgrund des § 34 Absatz 1 des Kindertagesförderungsgesetzes vom 4. September 
2019 (GVOBl. M-V S. 558) in Verbindung mit dem Organisationserlass der Minister-
präsidentin vom 13. Juli 2017 (AmtsBl. M-V S. 490), der zuletzt durch die Verwaltungs-
vorschrift vom 27. Juli 2019 (AmtsBl. M-V S. 786) geändert worden ist, verordnet das 
Ministerium für Soziales, Integration und Gleichstellung:

§ 1 
Inhaltliche Ausgestaltung der frühkindlichen Bildung

(1)	 Für die Arbeit mit Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 
hat der im Kindertagesförderungsgesetz festgeschriebene Bildungs-, Erziehungs- 
und Betreuungsauftrag der Kindertagesförderung, unabhängig von der Herkunft, 
Sprache, Kultur, Religion und Geschlecht der Kinder, eine elementare Bedeutung. Mit 
der Umsetzung des Auftrages wird die in der Familie begonnene Bildungs- und Erzie-
hungsarbeit unterstützt und ergänzt.

(2)	 Die pädagogische Arbeit des pädagogischen Personals und der Tagespflegeper-
sonen ist darauf auszurichten, Einstellungen, Werteorientierungen, Handlungswillen 
und Handlungsfähigkeit der Kinder mit dem Ziel individueller Mündigkeit zu entwi-
ckeln. Darüber hinaus haben das pädagogische Personal und die Tagespflegeperso-
nen für ein geeignetes Umfeld Sorge zu tragen, in dem für alle Kinder aus alltäglichen 
Erfahrungen im Umgang mit Personen in der Gemeinschaft soziale und personale 
Kompetenzen erwachsen können. Die Kindertageseinrichtungen und die Kinderta-
gespflege bieten den Kindern einen Erfahrungsraum für selbstständiges und gemein-
sames Leben und Lernen außerhalb der Familie.

(3)	 Die „Bildungskonzeption für 0- bis 10-jährige Kinder in Mecklenburg-Vorpom-
mern“ (nachfolgend Bildungskonzeption genannt) ist die allgemein verbindliche 
Handlungsgrundlage für das pädagogische Personal und die Tagespflegepersonen. 
Die Bildungskonzeption regelt insbesondere:
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1.	� die inhaltliche Ausgestaltung der Bildungs- und Erziehungsbereiche nach § 3 Ab-
satz 1 des Kindertagesförderungsgesetzes,

2.	� die alltagsintegrierte Beobachtung und Dokumentation,

3.	� die Gestaltung der Übergänge von der Familie in die Kindertagesförderung, von der 
Kindertagespflege in die Kindertageseinrichtung sowie vom Kindergarten in die 
Schule und den Hort,

4.	� die pädagogische Ausgestaltung des Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsauf-
trages im Hort,

5.	� die Bildungs- und Erziehungspartnerschaft des pädagogischen Personals und der 
Tagespflegepersonen mit den Eltern,

6.	� die Förderung von Kindern unter 3 Jahren,

7.	� die Standards für die Arbeit der Fach- und Praxisberatung und

8.	� die Fort- und Weiterbildung des pädagogischen Personals und der Tagespflege-
personen in einem Konzept. 

(4)	 Eltern im Sinne dieser Verordnung sind die jeweiligen Personensorgeberechtigten 
im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 5 des Achten Buches Sozialgesetzbuch.

§ 2 
Orte der Bildung, Betreuung und Erziehung

Die Kindertageseinrichtung und die Kindertagespflege müssen so gestaltet sein, dass 
die Kinder ihren Möglichkeiten entsprechende Entwicklungschancen erhalten und 
sich wohlfühlen. Bei der Gestaltung der Gebäude, der Räume und der Außenanlagen 
muss deshalb so geplant werden, dass ein angemessener Wechsel zwischen Anspan-
nung und Entspannung möglich ist. Auf den natürlichen Bewegungsdrang und die 
Wissbegierde der Kinder ist entwicklungsangemessen einzugehen.

§ 3 
Einrichtungsspezifische Konzeption der Kindertageseinrichtung und 

Konzeptionen der Tagespflegepersonen

(1)	 In der einrichtungsspezifischen Konzeption der Kindertageseinrichtung wird die 
Umsetzung der in der Bildungskonzeption aufgeführten Qualitätskriterien beschrie-
ben. Hierzu gehören insbesondere grundlegende Aussagen:
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1.	� zur Umsetzung der Bildungs- und Erziehungsbereiche nach § 3 Absatz 1 des Kin-
dertagesförderungsgesetzes,

2.	� zur individuellen Förderung auf der Grundlage einer alltagsintegrierten Beobach-
tung und Dokumentation des kindlichen Entwicklungsprozesses (Portfolioarbeit),

3.	� zur Anwendung landesweit verbindlich festgelegter Verfahren zur Beobachtung 
und Dokumentation,

4.	� zur Gestaltung der Übergänge von der Familie in die Kindertageseinrichtung, von 
der Kindertagespflege in den Kindergarten sowie vom Kindergarten in die Schule 
und den Hort, 

5.	� zur möglichen Anwendung des „Kompetenzportfolio“ als Beobachtungs- und Do-
kumentationsinstrument im Übergang vom Kindergarten in die Schule und den 
Hort,

6.	� zur Entwicklung und Umsetzung der Bildungs- und Erziehungspartnerschaft mit 
Eltern,

7.	� zu Maßnahmen der kontinuierlichen Qualitätsentwicklung und -sicherung nach 
Maßgabe des § 12 Absatz 1 und 2 des Kindertagesförderungsgesetzes, 

8.	� zu Maßnahmen der Personalentwicklung des pädagogischen Personals und

9.	� zu geeigneten Maßnahmen zur Sicherung des Wohls der geförderten Kinder im 
Sinne des § 4 Absatz 1 des Kindertagesförderungsgesetzes. 

(2)	 Die in Absatz 1 genannten Qualitätskriterien sind entsprechend in den Konzeptio-
nen von Tagespflegepersonen anzustreben. 

§ 4 
Formen der Zusammenarbeit

(1)	 Die Zusammenarbeit des pädagogischen Personals in einer Kindertageseinrich-
tung dient der Abstimmung und Umsetzung der pädagogischen Grundsätze in der 
Kindertageseinrichtung. Sie ist auf die Entwicklung des einzelnen Kindes und auf die 
Gestaltung des Alltages in der Kindertageseinrichtung unter Gewährleistung der Kin-
derrechte auszurichten.
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(2)	 Die partnerschaftliche Zusammenarbeit mit den Eltern ist eine wichtige Voraus-
setzung für die optimale Entwicklung jedes einzelnen Kindes. Die Beteiligung der El-
tern an Veranstaltungen sowie ihre Einbeziehung bei der Realisierung von Projekten 
und anderen Vorhaben der Kindertageseinrichtung ist anzustreben. Die pädagogi-
schen Fachkräfte sind verpflichtet, die Eltern in allen wichtigen Angelegenheiten der 
frühkindlichen Bildung, insbesondere der individuellen Förderung ihres Kindes zu be-
raten. Hierzu zählt auch die Information und Beratung der Eltern beim Übergang ihres 
Kindes vom Kindergarten in die Schule. In Einzelgesprächen, auf Elternversammlun-
gen, bei Elternbesuchen sowie durch Elterninformationsbriefe werden Eltern infor-
miert und beraten. 

(3)	 Um die Kontinuität der Bildungs- und Erziehungsarbeit gewährleisten zu können, 
arbeiten Kindertageseinrichtungen und Grundschulen eng zusammen. Jeder Kinder-
garten soll mit mindestens einer Grundschule zusammenarbeiten. Die Zusammen-
arbeit erfolgt im Einvernehmen mit dem jeweiligen Träger auf der Grundlage von 
Kooperationsvereinbarungen. Diese sollen insbesondere Aussagen zu folgenden 
Schwerpunkten enthalten:

1.	� gegenseitige Information über Ziele, Aufgaben, Arbeitsweisen und Organisations-
formen,

2.	� wechselseitige Hospitationen,

3.	� Durchführung gemeinsamer Veranstaltungen und Projekte,

4.	� gemeinsame Fortbildungsveranstaltungen,

5.	� Verständigung über geeignete Maßnahmen auf individuelle Förderbedarfe einge-
hen zu können,

6.	� frühzeitige Reflexion und Dokumentation zwischen Fach- und Lehrkraft zu Anfor-
derungen und Entwicklungsaufgaben des angehenden Schulkindes und

7.	� regelmäßige Erfahrungsaustausche über Fragen des Überganges.

Jeder Hort soll mit den betreffenden Schulen zusammenarbeiten. Der Träger des Hor-
tes schließt mit den jeweiligen Schulen eine Vereinbarung über gemeinsam getrage-
ne, aufeinander abgestimmte pädagogische Grundsätze ab und trifft darin Aussagen 
zu den in Satz 4 Nummer 1 bis 5 genannten Schwerpunkten. 



(4)	 Eine Kooperation zwischen Tagespflegepersonen und Kindertageseinrichtungen 
ist entsprechend anzustreben. 

(5)	 Die umfassende Förderung aller Kinder erfordert eine enge Zusammenarbeit der 
Kindertageseinrichtungen insbesondere mit den Jugend-, Sozial- und Gesundheits-
ämtern, den Beratungsstellen und Frühförderstellen, den lokalen Netzwerken Kinder-
schutz und Frühe Hilfen sowie dem schulpsychologischen Dienst.  

(6)	 Für eine an der Lebenswelt der Kinder orientierte Arbeit in Kindertageseinrichtun-
gen ist eine Zusammenarbeit im Sozialraum mit lokalen Einrichtungen, Diensten und 
Akteuren erforderlich. Dazu sind nach Möglichkeit vorhandene Angebote wie zum 
Beispiel von Bibliotheken, Musik- und Kunstschulen, Gesundheits- und Umweltein-
richtungen, Verbänden und Vereinen zu nutzen. 

(7)	 Bei der Kindertagespflege sind die in den Absätzen 2, 3, 5 und 6 genannten For-
men der Zusammenarbeit entsprechend anzustreben. 

§ 5 
Inkrafttreten; Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Frühkindliche Bildungsverordnung vom 28. Dezember 2010 (GVOBl. M-V 2011 S. 4), 
die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 18. Dezember 2017 (GVOBl. M-V S. 
383) geändert worden ist, außer Kraft. 



 III. Beobachtungs- und Dokumentationsverordnung – BeDoVO M-V

49

III.�	� Beobachtungs- und 
Dokumentationsverordnung  
BeDoVO M-V

49



III.	Beobachtungs- und Dokumentationsverordnung – BeDoVO M-V

50

Verordnung über die inhaltliche Ausgestaltung und 
Durchführung der alltagsintegrierten Beobachtung und 

Dokumentation in der Kindertagesförderung 
(Beobachtungs- und Dokumentationsverordnung -  

BeDoVO M-V)

Vom 2. Januar 2020 
GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 226 – 5 – 2

Aufgrund des § 34 Absatz 2 des Kindertagesförderungsgesetzes vom 4. September 
2019 (GVOBl. M-V S. 558) in Verbindung mit dem Organisationserlass der Minister-
präsidentin vom 13. Juli 2017 (AmtsBl. M-V S. 490), der zuletzt durch die Verwaltungs-
vorschrift vom 27. Juli 2019 (AmtsBl. M-V S. 786) geändert worden ist, verordnet das 
Ministerium für Soziales, Integration und Gleichstellung Mecklenburg-Vorpommern:

§ 1 
Individuelle Förderung 

(1) Grundlage der individuellen Förderung aller Kinder nach § 3 Absatz 6 Satz 1 bis 3 
des Kindertagesförderungsgesetzes ist eine alltagsintegrierte Beobachtung und Doku-
mentation des kindlichen Entwicklungsprozesses (Portfolioarbeit). Diese Beobachtung 
und Dokumentation erfolgt unter Anwendung wissenschaftlich anerkannter Verfahren, 
insbesondere der Verfahren „Bildungs- und Lerngeschichten“, „Bildungsthemen der 
Kinder“, „Baum der Erkenntnis“, „KOMPIK“ oder von Verfahren, die Methoden der Inter-
aktionsanalyse zum Gegenstand haben. Zur Dokumentation des kindlichen Entwick-
lungsprozesses im Rahmen der Portfolioarbeit können, falls erforderlich, auch Fotos 
hergestellt und genutzt werden.

(2) Abweichungen in der kindlichen Entwicklung sollen durch individuelle Förderung 
ausgeglichen werden.

§ 2 
Gezielte individuelle Förderung

(1) Ergänzend zur alltagsintegrierten Beobachtung und Dokumentation nach § 1 kann 
der Entwicklungsstand der Kinder hinsichtlich ihrer altersgerechten, sozialen, kogniti-
ven, emotionalen und körperlichen Entwicklung nach dem Verfahren des Dortmunder 
Entwicklungsscreenings für den Kindergarten (DESK 3-6 R) festgestellt werden. Über die 
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Auswahl der Verfahren nach § 1 und deren Kombination mit dem Verfahren nach Satz 1 
entscheiden die Träger der Kindertageseinrichtungen in Abstimmung mit den pädago-
gischen Fachkräften oder die Tagespflegepersonen in Zusammenarbeit mit der zustän-
digen Fach- und Praxisberatung.

(2) Erhebliche Abweichungen im kindlichen Entwicklungsprozess nach § 3 Absatz 6 Satz 
4 des Kindertagesförderungsgesetzes, die nach Anwendung des in Absatz 1 genannten 
Verfahrens festgestellt werden, sollen durch eine gezielte individuelle Förderung ausgegli-
chen werden. Hierzu fördern die pädagogischen Fachkräfte der Kindertageseinrichtungen 
oder die Tagespflegepersonen die Kinder in Zusammenarbeit mit der zuständigen Fach- 
und Praxisberatung, weiteren geeigneten Kooperationspartnern sowie in Abstimmung 
mit den Eltern durch geeignete Maßnahmen. Geeignet sind vorrangig Maßnahmen der 
unmittelbaren pädagogischen Arbeit, die der Förderung der Kommunikation und Sprach-
entwicklung, der Förderung von Grob- und Feinmotorik, der kognitiven Entwicklung und 
dem Erwerb sozialer und emotionaler Kompetenzen dienen.

(3) Um mögliche medizinische Gründe als Ursache von unter Anwendung des Verfah-
rens nach Absatz 1 festgestellten erheblichen Abweichungen im kindlichen Entwick-
lungsprozess ausschließen zu können, ist den Eltern von den pädagogischen Fach-
kräften der Kindertageseinrichtungen oder den Tagespflegepersonen zu empfehlen, 
eine Untersuchung und eine Beratung durch den kinder- und jugendärztlichen 
Dienst des Gesundheitsamtes oder durch niedergelassene Kinder- und Jugendärzte 
in Anspruch zu nehmen. Die Teilnahme daran erfolgt freiwillig.

(4) Eltern im Sinne dieser Verordnung sind die jeweiligen Personensorgeberechtigten 
im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 5 des Achten Buches Sozialgesetzbuch.

§ 3 
Zweckbestimmung der Mittel für die gezielte individuelle Förderung

Die Mittel nach § 26 Absatz 5 des Kindertagesförderungsgesetzes dienen der Umset-
zung einer gezielten individuellen Förderung nach § 3 Absatz 6 Satz 4 des Kinderta-
gesförderungsgesetzes. Ziel ist eine bedarfsorientierte weitergehende Förderung der 
Chancengerechtigkeit vor dem Eintritt in die Schule. Voraussetzung für die Teilnahme 
ist die Durchführung des Verfahrens nach § 2 Absatz 1 unter Einhaltung der Vorgaben 
des § 2 Absatz 2 und 3 und des § 5.
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§ 4 
Bedarfsermittlung und Zuweisung der Mittel für die gezielte individuelle 

Förderung

(1) Die Höhe der Zuweisung an die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe be-
stimmt sich nach §  26 Absatz 5 des Kindertagesförderungsgesetzes. Die örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe erhalten die Zuweisung nach Satz 1 bis zur Höhe 
des sich nach den Bestimmungen des § 5 ergebenden voraussichtlichen Bedarfs. Die 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe teilen ihren voraussichtlichen Bedarf je-
weils bis zum 1. November des Vorjahres dem Landesamt für Gesundheit und Soziales 
mit.

(2) Soweit die gemeldeten Bedarfe nach Absatz 1 nicht die Höhe der Mittel nach § 26 
Absatz 5 des Kindertagesförderungsgesetzes erreichen, kann eine Verteilung der 
verbleibenden Mittel erfolgen. Hierfür teilen die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe ihren weiteren Bedarf nach § 5 Absatz 7 bis zum 1. November des Vorjahres 
dem Landesamt für Gesundheit und Soziales mit.

§ 5 
Weiterleitung der Landesmittel für die gezielte individuelle Förderung 

(1) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe leiten die ihnen nach § 26 Absatz 
5 des Kindertagesförderungsgesetzes gewährten Landesmittel ausschließlich an Trä-
ger von Kindertageseinrichtungen und Tagespflegepersonen weiter, die ergänzend 
zur alltagsintegrierten Beobachtung und Dokumentation das Verfahren DESK 3-6 R 
über einen zusammenhängenden Zeitraum von mindestens drei Jahren überprüfbar 
mindestens einmal jährlich für alle Kinder jeder Altersgruppe von drei bis sechs Jahren 
in Kindertageseinrichtungen oder in Kindertagespflege anwenden. Die Kosten für die 
Einführung des Verfahrens trägt das Land.  Die Anwendung dieses Verfahrens kann 
angenommen werden, wenn sich die Träger von Kindertageseinrichtungen hierzu in 
geeigneter Form verbindlich verpflichten und dieses Verfahren unverzüglich einfüh-
ren. Voraussetzung für eine Weiterleitung der Landesmittel an Träger von Kinderta-
geseinrichtungen ist darüber hinaus die Bereitschaft zur Teilnahme an einer wissen-
schaftlichen Prozessbegleitung und Evaluation nach § 12 Absatz 2 und § 26 Absatz 8 
des Kindertagesförderungsgesetzes. Gleiches gilt für die Tagespflegepersonen.

(2) Zur Feststellung des überdurchschnittlichen Anteils nach § 26 Absatz 5 Satz 5 des 
Kindertagesförderungsgesetzes ermitteln die örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe für ihren Zuständigkeitsbereich den Durchschnitt an nach § 29 Absatz 2 des Kin-
dertagesförderungsgesetzes übernommenen Verpflegungskosten. Darüber hinausge-
hende Kriterien zur Weiterleitung und Verteilung der Landesmittel nach § 26 Absatz 
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5 des Kindertagesförderungsgesetzes können die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe unter Berücksichtigung sozialer und sozialräumlicher Gegebenheiten durch 
Satzung festlegen.

(3) Die nach Maßgabe der Absätze 1 und 2 an die Träger von Kindertageseinrichtun-
gen weiterzuleitenden Landesmittel dürfen in ihrer Höhe den Betrag von jährlich 20 
000 Euro nicht unterschreiten und 55 000 Euro nicht überschreiten. Die Landesmit-
tel sind mindestens für drei aufeinander folgende Jahre an die ausgewählten Träger 
von Kindertageseinrichtungen auszuzahlen. Bei Kindertageseinrichtungen, in denen 
weniger als 50 Kinder ab dem vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Eintritt in die 
Schule gefördert werden, darf der jährliche Betrag 10 000 Euro nicht unterschreiten. 
Die in Satz 1 genannten Beträge können anteilig auch an Kindertageseinrichtungen 
weitergeleitet werden, die sich zur gemeinsamen Organisation und Umsetzung von 
Maßnahmen zur gezielten individuellen Förderung in einem Einrichtungsverbund 
von höchstens zwei Kindertageseinrichtungen zusammengeschlossen haben.

(4) Die nach Maßgabe des Absatzes 1 und 2 an Tagespflegepersonen weiterzuleitenden 
Landesmittel dürfen in ihrer Höhe den Betrag von jährlich 2 000 Euro nicht unterschrei-
ten und 5 000 Euro nicht überschreiten. Die Landesmittel sind mindestens für drei auf-
einander folgende Jahre an die ausgewählten Tagespflegepersonen auszuzahlen. Die 
Beträge können anteilig auch an Tagespflegepersonen weitergeleitet werden, die sich 
zur gemeinsamen Organisation und Umsetzung von Maßnahmen zur gezielten indivi-
duellen Förderung in einem Verbund von höchstens zwei Tagespflegepersonen zusam-
mengeschlossen haben.

(5) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe können in begründeten Einzel-
fällen im Einvernehmen mit dem Landesamt für Gesundheit und Soziales Ausnahmen 
zu den in Absatz 3 und 4 genannten Zuweisungsbeträgen zulassen.

(6) Die mit der Zuweisung nach § 4 finanzierte Leistung ist im Rahmen der Vereinba-
rungen nach § 24 des Kindertagesförderungsgesetzes nicht entgeltwirksam. Entspre-
chendes gilt für die Tagespflegepersonen im Rahmen der Festlegung zur laufenden 
Geldleistung nach § 23 des Achten Buches Sozialgesetzbuch.

(7) Weitere Zuweisungen nach § 4 Absatz 2 können an Träger von Einrichtungen und 
an Tagespflegepersonen weitergeleitet werden, die abweichend von Absatz 2 keinen 
überdurchschnittlich hohen Anteil an übernommenen Verpflegungskosten aufwei-
sen, insbesondere, wenn eine Einrichtung oder Tagespflegeperson die Fördervoraus-
setzungen zu einem früheren Zeitpunkt erfüllt und bereits am Verfahren sowie an 
einer wissenschaftlichen Prozessbegleitung und Evaluation nach Absatz 1 teilgenom-
men hat.
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§ 6 
Datenschutz, Weiterleitung 

(1) Die individuelle und die gezielte individuelle Förderung nach §  3 Absatz 6 des 
Kindertagesförderungsgesetzes dient dem Wohle der Kinder und erfolgt in partner-
schaftlicher Zusammenarbeit des in den Kindertageseinrichtungen tätigen pädago-
gischen Personals, der Tagespflegepersonen und der örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe mit den Personensorgeberechtigten.

(2) Die individuelle und die gezielte individuelle Förderung nach §  3 Absatz 6 des 
Kindertagesförderungsgesetzes sowie die wissenschaftliche Prozessbegleitung und 
Evaluation nach § 12 Absatz 2 und § 26 Absatz 8 des Kindertagesförderungsgesetzes 
erfolgen unter Beachtung der einschlägigen datenschutzrechtlichen Vorschriften. Die 
Eltern sind umfassend über eine beabsichtigte Weitergabe der erhobenen Daten zu 
informieren. 

(3) Lediglich die Ergebnisse der Beobachtung und Dokumentation dienen der Weiter-
leitung an Grundschule und Hort, sofern hierfür im Jahr des voraussichtlichen Eintritts 
in die Schule eine Einwilligung durch die Eltern erfolgt. Es gelten die Bestimmungen 
des § 3 Absatz 7 des Kindertagesförderungsgesetzes.

§ 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Beobachtungs- und Dokumentationsverordnung vom 15. Dezember 2014 (GVOBl. 
M-V S. 654; 2015 S. 66), die durch die Verordnung vom 18. Dezember 2017 (GVOBl. 
M-V S. 383) geändert worden ist, außer Kraft.  
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Zweites Buch Sozialgesetzbuch

Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II)  
– Grundsicherung für Arbeitsuchende –  

(Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Dezember 2003, BGBl. I S. 2954)

Neugefasst durch Bek. v. 13.5.2011 I 850, 2094; 
zuletzt geändert durch Art. 5 G v. 11.7.2019 I 1066

§ 28  
Bedarfe für Bildung und Teilhabe

(1) 1Bedarfe für Bildung und Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Ge-
meinschaft werden bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen neben dem 
Regelbedarf nach Maßgabe der Absätze 2 bis 7 gesondert berücksichtigt. 2Bedarfe für 
Bildung werden nur bei Personen berücksichtigt, die das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, eine allgemein- oder berufsbildende Schule besuchen und keine 
Ausbildungsvergütung erhalten (Schülerinnen und Schüler).

(2) 1Bei Schülerinnen und Schülern werden die tatsächlichen Aufwendungen aner-
kannt für 

	 1.	 Schulausflüge und

	 2.	� mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen.

2Für Kinder, die eine Tageseinrichtung besuchen oder für die Kindertagespflege ge-
leistet wird, gilt Satz 1 entsprechend.

(3) Für die Ausstattung von Schülerinnen und Schülern mit persönlichem Schulbedarf ist 
§ 34 Absatz 3 und 3a des Zwölften Buches mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, 
dass der nach § 34 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 3a des Zwölften Buches anzuerkennende 
Bedarf für das erste Schulhalbjahr regelmäßig zum 1. August und für das zweite Schul-
halbjahr regelmäßig zum 1. Februar zu berücksichtigen ist.

(4) 1Bei Schülerinnen und Schülern, die für den Besuch der nächstgelegenen Schu-
le des gewählten Bildungsgangs auf Schülerbeförderung angewiesen sind, wer-
den die dafür erforderlichen tatsächlichen Aufwendungen berücksichtigt, soweit sie 
nicht von Dritten übernommen werden. 2Als nächstgelegene Schule des gewählten 
Bildungsgangs gilt auch eine Schule, die aufgrund ihres Profils gewählt wurde, so-
weit aus diesem Profil eine besondere inhaltliche oder organisatorische Ausgestal-
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tung des Unterrichts folgt; dies sind insbesondere Schulen mit naturwissenschaft-
lichem, musischem, sportlichem oder sprachlichem Profil sowie bilinguale Schulen, 
und Schulen mit ganztägiger Ausrichtung.

(5) 1Bei Schülerinnen und Schülern wird eine schulische Angebote ergänzende ange-
messene Lernförderung berücksichtigt, soweit diese geeignet und zusätzlich erforder-
lich ist, um die nach den schulrechtlichen Bestimmungen festgelegten wesentlichen 
Lernziele zu erreichen. 
2Auf eine bestehende Versetzungsgefährdung kommt es dabei nicht an.

(6) 1Bei Teilnahme an einer gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung werden die ent-
stehenden Aufwendungen berücksichtigt für 

	 1.	 Schülerinnen und Schüler und

	 2.	� Kinder, die eine Tageseinrichtung besuchen oder für die Kindertagespflege ge-
leistet wird.

2Für Schülerinnen und Schüler gilt dies unter der Voraussetzung, dass die Mittagsver-
pflegung in schulischer Verantwortung angeboten wird oder durch einen Koopera-
tionsvertrag zwischen Schule und Tageseinrichtung vereinbart ist. 3In den Fällen des 
Satzes 2 ist für die Ermittlung des monatlichen Bedarfs die Anzahl der Schultage in 
dem Land zugrunde zu legen, in dem der Schulbesuch stattfindet.

(7) 1Für die Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft werden 
pauschal 15 Euro monatlich berücksichtigt, sofern bei Leistungsberechtigten, die das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, tatsächliche Aufwendungen entstehen 
im Zusammenhang mit der Teilnahme an 

	 1.	� Aktivitäten in den Bereichen Sport, Spiel, Kultur und Geselligkeit,

	 2.	� Unterricht in künstlerischen Fächern (zum Beispiel Musikunterricht) und ver-
gleichbare angeleitete Aktivitäten der kulturellen Bildung und

	 3.	 Freizeiten.

2Neben der Berücksichtigung von Bedarfen nach Satz 1 können auch weitere tatsäch-
liche Aufwendungen berücksichtigt werden, wenn sie im Zusammenhang mit der 
Teilnahme an Aktivitäten nach Satz  1 Nummer  1 bis 3 entstehen und es den Leis-
tungsberechtigten im Einzelfall nicht zugemutet werden kann, diese aus den Leistun-
gen nach Satz 1 und aus dem Regelbedarf zu bestreiten.

57



58

IV.	 Gesetze in Auszügen – Fünftes Buch Sozialgesetzbuch

Fünftes Buch Sozialgesetzbuch

Sozialgesetzbuch (SGB) Fünftes Buch (V) 
– Gesetzliche Krankenversicherung – 

 (Artikel 1 des Gesetzes v. 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477)

Zuletzt geändert durch Art. 12 G v. 9.8.2019 I 1202

§ 10  
Familienversicherung

(1) 1Versichert sind der Ehegatte, der Lebenspartner und die Kinder von Mitgliedern 
sowie die Kinder von familienversicherten Kindern, wenn diese Familienangehörigen 

1.	� ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben,

2.	� nicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, 2, 2a, 3 bis 8, 11 bis 12 oder nicht freiwillig versichert 
sind,

3.	� nicht versicherungsfrei oder nicht von der Versicherungspflicht befreit sind; dabei 
bleibt die Versicherungsfreiheit nach § 7 außer Betracht,

4.	� nicht hauptberuflich selbständig erwerbstätig sind und

5.	� kein Gesamteinkommen haben, das regelmäßig im Monat ein Siebtel der mo-
natlichen Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches überschreitet; bei Abfin-
dungen, Entschädigungen oder ähnlichen Leistungen (Entlassungsentschädi-
gungen), die wegen der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses in Form nicht 
monatlich wiederkehrender Leistungen gezahlt werden, wird das zuletzt erziel-
te monatliche Arbeitsentgelt für die der Auszahlung der Entlassungsentschädi-
gung folgenden Monate bis zu dem Monat berücksichtigt, in dem im Fall der 
Fortzahlung des Arbeitsentgelts die Höhe der gezahlten Entlassungsentschädi-
gung erreicht worden wäre; bei Renten wird der Zahlbetrag ohne den auf Ent-
geltpunkte für Kindererziehungszeiten entfallenden Teil berücksichtigt; für ge-
ringfügig Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1, § 8a des Vierten Buches beträgt das 
zulässige Gesamteinkommen 450 Euro.

2Eine hauptberufliche selbständige Tätigkeit im Sinne des Satzes 1 Nr. 4 ist nicht des-
halb anzunehmen, weil eine Versicherung nach § 1 Abs. 3 des Gesetzes über die Alters-
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sicherung der Landwirte vom 29. Juli 1994 (BGBl. I S. 1890, 1891) besteht. 3Ehegatten 
und Lebenspartner sind für die Dauer der Schutzfristen nach § 3 des Mutterschutzge-
setzes sowie der Elternzeit nicht versichert, wenn sie zuletzt vor diesen Zeiträumen 
nicht gesetzlich krankenversichert waren.

(2) Kinder sind versichert 

1.	� bis zur Vollendung des achtzehnten Lebensjahres,

2.	� bis zur Vollendung des dreiundzwanzigsten Lebensjahres, wenn sie nicht erwerbs-
tätig sind,

3.	� bis zur Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres, wenn sie sich in Schul- 
oder Berufsausbildung befinden oder ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwil-
liges ökologisches Jahr im Sinne des Jugendfreiwilligendienstegesetzes oder Bun-
desfreiwilligendienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz leisten; wird die 
Schul- oder Berufsausbildung durch Erfüllung einer gesetzlichen Dienstpflicht des 
Kindes unterbrochen oder verzögert, besteht die Versicherung auch für einen der 
Dauer dieses Dienstes entsprechenden Zeitraum über das fünfundzwanzigste Le-
bensjahr hinaus; dies gilt auch bei einer Unterbrechung oder Verzögerung durch 
den freiwilligen Wehrdienst nach §  58b des Soldatengesetzes, einen Freiwilligen-
dienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz, dem Jugendfreiwilligendiens-
tegesetz oder einen vergleichbaren anerkannten Freiwilligendienst oder durch eine 
Tätigkeit als Entwicklungshelfer im Sinne des § 1 Absatz 1 des Entwicklungshelfer-​
Gesetzes für die Dauer von höchstens zwölf Monaten,

4.	�ohne Altersgrenze, wenn sie als Menschen mit Behinderungen (§ 2 Abs. 1 Satz 1 des 
Neunten Buches) außerstande sind, sich selbst zu unterhalten; Voraussetzung ist, 
daß die Behinderung zu einem Zeitpunkt vorlag, in dem das Kind innerhalb der Al-
tersgrenzen nach den Nummern 1, 2 oder 3 familienversichert war oder die Fami-
lienversicherung nur wegen einer Vorrangversicherung nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 ausgeschlossen war.

(3) Kinder sind nicht versichert, wenn der mit den Kindern verwandte Ehegatte oder 
Lebenspartner des Mitglieds nicht Mitglied einer Krankenkasse ist und sein Gesam-
teinkommen regelmäßig im Monat ein Zwölftel der Jahresarbeitsentgeltgrenze über-
steigt und regelmäßig höher als das Gesamteinkommen des Mitglieds ist; bei Renten 
wird der Zahlbetrag berücksichtigt.

(4) 1Als Kinder im Sinne der Absätze 1 bis 3 gelten auch Stiefkinder und Enkel, die das 
Mitglied überwiegend unterhält oder in seinen Haushalt aufgenommen hat, sowie Pfle-
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gekinder (§ 56 Abs. 2 Nr. 2 des Ersten Buches). 2Kinder, die mit dem Ziel der Annahme als 
Kind in die Obhut des Annehmenden aufgenommen sind und für die die zur Annahme 
erforderliche Einwilligung der Eltern erteilt ist, gelten als Kinder des Annehmenden und 
nicht mehr als Kinder der leiblichen Eltern. 3Stiefkinder im Sinne des Satzes 1 sind auch 
die Kinder des Lebenspartners eines Mitglieds.

(5) Sind die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 mehrfach erfüllt, wählt das Mitglied 
die Krankenkasse.

(6) 1Das Mitglied hat die nach den Absätzen 1 bis 4 Versicherten mit den für die Durch-
führung der Familienversicherung notwendigen Angaben sowie die Änderung dieser 
Angaben an die zuständige Krankenkasse zu melden. 2Der Spitzenverband Bund der 
Krankenkassen legt für die Meldung nach Satz 1 ein einheitliches Verfahren und ein-
heitliche Meldevordrucke fest.

§ 26  
Gesundheitsuntersuchungen für Kinder und Jugendliche

(1) 1Versicherte Kinder und Jugendliche haben bis zur Vollendung des 18. Lebensjah-
res Anspruch auf Untersuchungen zur Früherkennung von Krankheiten, die ihre kör-
perliche, geistige oder psycho-​soziale Entwicklung in nicht geringfügigem Maße ge-
fährden. 2Die Untersuchungen beinhalten auch eine Erfassung und Bewertung ge-
sundheitlicher Risiken einschließlich einer Überprüfung der Vollständigkeit des Impf-
status sowie eine darauf abgestimmte präventionsorientierte Beratung einschließlich 
Informationen zu regionalen Unterstützungsangeboten für Eltern und Kind. 3Die Un-
tersuchungen umfassen, sofern medizinisch angezeigt, eine Präventionsempfehlung 
für Leistungen zur verhaltensbezogenen Prävention nach § 20 Absatz 5, die sich al-
tersentsprechend an das Kind, den Jugendlichen oder die Eltern oder andere Sorge-
berechtigte richten kann. 4Die Präventionsempfehlung wird in Form einer ärztlichen 
Bescheinigung erteilt. 5Zu den Früherkennungsuntersuchungen auf Zahn-​, Mund- 
und Kieferkrankheiten gehören insbesondere die Inspektion der Mundhöhle, die Ein-
schätzung oder Bestimmung des Kariesrisikos, die Ernährungs- und Mundhygiene-
beratung sowie Maßnahmen zur Schmelzhärtung der Zähne und zur Keimzahlsen-
kung. 6Die Leistungen nach Satz 5 werden bis zur Vollendung des sechsten Lebens-
jahres erbracht und können von Ärzten oder Zahnärzten erbracht werden.

(2) 1§ 25 Absatz 3 gilt entsprechend. 2Der Gemeinsame Bundesausschuss bestimmt in 
den Richtlinien nach § 92 das Nähere über Inhalt, Art und Umfang der Untersuchun-
gen nach Absatz 1 sowie über die Erfüllung der Voraussetzungen nach § 25 Absatz 3. 
3Ferner bestimmt er die Altersgrenzen und die Häufigkeit dieser Untersuchungen. 
4Der Gemeinsame Bundesausschuss regelt erstmals bis zum 31. Juli 2016 in Richtli-
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nien nach § 92 das Nähere zur Ausgestaltung der Präventionsempfehlung nach Ab-
satz 1 Satz 3. 5Er regelt insbesondere das Nähere zur Ausgestaltung der zahnärztli-
chen Früherkennungsuntersuchungen zur Vermeidung frühkindlicher Karies.

(3) 1Die Krankenkassen haben im Zusammenwirken mit den für die Kinder- und Ge-
sundheitspflege durch Landesrecht bestimmten Stellen der Länder auf eine Inan-
spruchnahme der Leistungen nach Absatz  1 hinzuwirken. 2Zur Durchführung der 
Maßnahmen nach Satz 1 schließen die Landesverbände der Krankenkassen und die 
Ersatzkassen mit den Stellen der Länder nach Satz 1 gemeinsame Rahmenvereinba-
rungen.
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Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII)   
– Kinder- und Jugendhilfe –  

(Artikel 1 des Gesetzes v. 26. Juni 1990, BGBl. I S. 1163)

Neugefasst durch Bek. v. 11.9.2012 I 2022; 
zuletzt geändert durch Art. 6 G v. 4.8.2019 I 1131

§ 1  
Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, Jugendhilfe

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erzie-
hung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit.

(2) 1Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die 
zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. 2Über ihre Betätigung wacht die staatliche Ge-
meinschaft.

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach Absatz 1 insbesondere 

1.	� junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung fördern und dazu 
beitragen, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen,

2.	� Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung beraten und unter-
stützen,

3.	� Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl schützen,

4.	� dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Fami-
lien sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaf-
fen.

§ 5  
Wunsch- und Wahlrecht

(1) 1Die Leistungsberechtigten haben das Recht, zwischen Einrichtungen und Diens-
ten verschiedener Träger zu wählen und Wünsche hinsichtlich der Gestaltung der Hil-
fe zu äußern. 2Sie sind auf dieses Recht hinzuweisen.

Achtes Buch Sozialgesetzbuch
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(2) 1Der Wahl und den Wünschen soll entsprochen werden, sofern dies nicht mit un-
verhältnismäßigen Mehrkosten verbunden ist. 2Wünscht der Leistungsberechtigte 
die Erbringung einer in § 78a genannten Leistung in einer Einrichtung, mit deren 
Träger keine Vereinbarungen nach § 78b bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen 
werden, wenn die Erbringung der Leistung in dieser Einrichtung im Einzelfall oder 
nach Maßgabe des Hilfeplans (§ 36) geboten ist.

§ 8a  
Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung

(1) 1Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusam-
menwirken mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. 2Soweit der wirksame Schutz dieses 
Kindes oder dieses Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das Jugendamt die 
Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder den Jugendlichen in die Gefährdungsein-
schätzung einzubeziehen und, sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist, 
sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner persönlichen 
Umgebung zu verschaffen. 3Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die 
Gewährung von Hilfen für geeignet und notwendig, so hat es diese den Erziehungsbe-
rechtigten anzubieten.

(2) 1Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so hat 
es das Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten nicht bereit 
oder in der Lage sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. 2Be-
steht eine dringende Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet 
werden, so ist das Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu 
nehmen.

(3) 1Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträ-
ger, der Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Ju-
gendamt auf die Inanspruchnahme durch die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. 
2Ist ein sofortiges Tätigwerden erforderlich und wirken die Personensorgeberechtig-
ten oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt die ande-
ren zur Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein.

(4) 1In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistun-
gen nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass 

1.	� deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefähr-
dung eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungsein-
schätzung vornehmen,
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2.	� bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend 
hinzugezogen wird sowie

3.	� die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die Gefähr-
dungseinschätzung einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame Schutz 
des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.

2In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die Qualifikation der beratend hin-
zuzuziehenden insoweit erfahrenen Fachkraft insbesondere die Verpflichtung aufzu-
nehmen, dass die Fachkräfte der Träger bei den Erziehungsberechtigten auf die Inan-
spruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich halten, und das 
Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders abgewendet werden kann.

(5) 1Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung 
des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sind dem für die Ge-
währung von Leistungen zuständigen örtlichen Träger die Daten mitzuteilen, deren 
Kenntnis zur Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung nach § 
8a erforderlich ist. 2Die Mitteilung soll im Rahmen eines Gespräches zwischen den 
Fachkräften der beiden örtlichen Träger erfolgen, an dem die Personensorgeberech-
tigten sowie das Kind oder der Jugendliche beteiligt werden sollen, soweit hierdurch 
der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.

§ 22  
Grundsätze der Förderung

(1) 1Tageseinrichtungen sind Einrichtungen, in denen sich Kinder für einen Teil des 
Tages oder ganztägig aufhalten und in Gruppen gefördert werden. 2Kindertagespfle-
ge wird von einer geeigneten Tagespflegeperson in ihrem Haushalt oder im Haushalt 
des Personensorgeberechtigten geleistet. 3Das Nähere über die Abgrenzung von Ta-
geseinrichtungen und Kindertagespflege regelt das Landesrecht. 4Es kann auch re-
geln, dass Kindertagespflege in anderen geeigneten Räumen geleistet wird.

(2) Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege sollen 

1.	� die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfä-
higen Persönlichkeit fördern,

2.	� die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen,

3.	� den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit und Kindererziehung besser miteinan-
der vereinbaren zu können.
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(3) 1Der Förderungsauftrag umfasst Erziehung, Bildung und Betreuung des Kindes 
und bezieht sich auf die soziale, emotionale, körperliche und geistige Entwicklung 
des Kindes. 2Er schließt die Vermittlung orientierender Werte und Regeln ein. 3Die 
Förderung soll sich am Alter und Entwicklungsstand, den sprachlichen und sonsti-
gen Fähigkeiten, der Lebenssituation sowie den Interessen und Bedürfnissen des 
einzelnen Kindes orientieren und seine ethnische Herkunft berücksichtigen.

(4) 1Für die Erfüllung des Förderungsauftrags nach Absatz 3 sollen geeignete Maß-
nahmen zur Gewährleistung der Qualität der Förderung von Kindern in Tagesein-
richtungen und in der Kindertagespflege weiterentwickelt werden. 2Das Nähere 
regelt das Landesrecht.

§ 22a  
Förderung in Tageseinrichtungen

(1) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die Qualität der Förderung in 
ihren Einrichtungen durch geeignete Maßnahmen sicherstellen und weiterent-
wickeln. 2Dazu gehören die Entwicklung und der Einsatz einer pädagogischen 
Konzeption als Grundlage für die Erfüllung des Förderungsauftrags sowie der 
Einsatz von Instrumenten und Verfahren zur Evaluation der Arbeit in den Ein-
richtungen.

(2) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass die Fachkräf-
te in ihren Einrichtungen zusammenarbeiten 

1.	� mit den Erziehungsberechtigten und Tagespflegepersonen zum Wohl der Kin-
der und zur Sicherung der Kontinuität des Erziehungsprozesses,

2.	� mit anderen kinder- und familienbezogenen Institutionen und Initiativen im 
Gemeinwesen, insbesondere solchen der Familienbildung und -beratung,

3.	� mit den Schulen, um den Kindern einen guten Übergang in die Schule zu si-
chern und um die Arbeit mit Schulkindern in Horten und altersgemischten 
Gruppen zu unterstützen.

2Die Erziehungsberechtigten sind an den Entscheidungen in wesentlichen Ange-
legenheiten der Erziehung, Bildung und Betreuung zu beteiligen.

(3) 1Das Angebot soll sich pädagogisch und organisatorisch an den Bedürfnissen 
der Kinder und ihrer Familien orientieren. 2Werden Einrichtungen in den Ferienzei-
ten geschlossen, so hat der Träger der öffentlichen Jugendhilfe für die Kinder, die 
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nicht von den Erziehungsberechtigten betreut werden können, eine anderweitige 
Betreuungsmöglichkeit sicherzustellen.

(4) 1Kinder mit und ohne Behinderung sollen, sofern der Hilfebedarf dies zulässt, in 
Gruppen gemeinsam gefördert werden. 2Zu diesem Zweck sollen die Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe mit den Trägern der Sozialhilfe bei der Planung, konzeptionel-
len Ausgestaltung und Finanzierung des Angebots zusammenarbeiten.

(5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die Realisierung des Förderungsauf-
trags nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 in den Einrichtungen anderer Träger durch 
geeignete Maßnahmen sicherstellen.

§ 23  
Förderung in Kindertagespflege

(1) Die Förderung in Kindertagespflege nach Maßgabe von § 24 umfasst die Vermitt-
lung des Kindes zu einer geeigneten Tagespflegeperson, soweit diese nicht von der 
erziehungsberechtigten Person nachgewiesen wird, deren fachliche Beratung, Be-
gleitung und weitere Qualifizierung sowie die Gewährung einer laufenden Geldleis-
tung an die Tagespflegeperson.

(2) Die laufende Geldleistung nach Absatz 1 umfasst 

1.	� die Erstattung angemessener Kosten, die der Tagespflegeperson für den Sachauf-
wand entstehen,

2.	� einen Betrag zur Anerkennung ihrer Förderungsleistung nach Maßgabe von Ab-
satz 2a,

3.	� die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversi-
cherung sowie die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer 
angemessenen Alterssicherung der Tagespflegeperson und

4.	� die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen 
Krankenversicherung und Pflegeversicherung.

(2a) 1Die Höhe der laufenden Geldleistung wird von den Trägern der öffentlichen Ju-
gendhilfe festgelegt, soweit Landesrecht nicht etwas anderes bestimmt. 2Der Betrag 
zur Anerkennung der Förderungsleistung der Tagespflegeperson ist leistungsgerecht 
auszugestalten. 3Dabei sind der zeitliche Umfang der Leistung und die Anzahl sowie 
der Förderbedarf der betreuten Kinder zu berücksichtigen.
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(3) 1Geeignet im Sinne von Absatz  1 sind Personen, die sich durch ihre Persönlich-
keit, Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft mit Erziehungsberechtigten und 
anderen Tagespflegepersonen auszeichnen und über kindgerechte Räumlichkeiten 
verfügen. 2Sie sollen über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen der 
Kindertagespflege verfügen, die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder in 
anderer Weise nachgewiesen haben.

(4) 1Erziehungsberechtigte und Tagespflegepersonen haben Anspruch auf Beratung in 
allen Fragen der Kindertagespflege. 2Für Ausfallzeiten einer Tagespflegeperson ist recht-
zeitig eine andere Betreuungsmöglichkeit für das Kind sicherzustellen. 3Zusammen-
schlüsse von Tagespflegepersonen sollen beraten, unterstützt und gefördert werden.

§ 24  
Anspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege

(1) 1Ein Kind, das das erste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist in einer Einrichtung 
oder in Kindertagespflege zu fördern, wenn

1.	� diese Leistung für seine Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist oder

2.	� die Erziehungsberechtigten

	 a)	� einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Ar-
beit suchend sind,

	 b)	� sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder 
Hochschulausbildung befinden oder

	 c)	� Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches erhalten.

2Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten zusammen, so tritt diese Person 
an die Stelle der Erziehungsberechtigten. 3Der Umfang der täglichen Förderung rich-
tet sich nach dem individuellen Bedarf.

(2) 1Ein Kind, das das erste Lebensjahr vollendet hat, hat bis zur Vollendung des dritten 
Lebensjahres Anspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung oder in 
Kindertagespflege. 2Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) 1Ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, hat bis zum Schuleintritt An-
spruch auf Förderung in einer Tageseinrichtung. 2Die Träger der öffentlichen Jugend-
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hilfe haben darauf hinzuwirken, dass für diese Altersgruppe ein bedarfsgerechtes 
Angebot an Ganztagsplätzen zur Verfügung steht. 3Das Kind kann bei besonderem 
Bedarf oder ergänzend auch in Kindertagespflege gefördert werden.

(4) 1Für Kinder im schulpflichtigen Alter ist ein bedarfsgerechtes Angebot in Tages-
einrichtungen vorzuhalten. 2Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 Satz 3 gelten entsprechend.

(5) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe oder die von ihnen beauftragten Stel-
len sind verpflichtet, Eltern oder Elternteile, die Leistungen nach den Absätzen 1 
bis 4 in Anspruch nehmen wollen, über das Platzangebot im örtlichen Einzugsbe-
reich und die pädagogische Konzeption der Einrichtungen zu informieren und sie 
bei der Auswahl zu beraten. 2Landesrecht kann bestimmen, dass die erziehungs-
berechtigten Personen den zuständigen Träger der öffentlichen Jugendhilfe oder 
die beauftragte Stelle innerhalb einer bestimmten Frist vor der beabsichtigten 
Inanspruchnahme der Leistung in Kenntnis setzen.

(6) Weitergehendes Landesrecht bleibt unberührt.

§ 25  
Unterstützung selbst organisierter Förderung von Kindern

Mütter, Väter und andere Erziehungsberechtigte, die die Förderung von Kindern 
selbst organisieren wollen, sollen beraten und unterstützt werden.

§ 26  
Landesrechtsvorbehalt

1Das Nähere über Inhalt und Umfang der in diesem Abschnitt geregelten Aufgaben 
und Leistungen regelt das Landesrecht. 2Am 31. Dezember 1990 geltende landes-
rechtliche Regelungen, die das Kindergartenwesen dem Bildungsbereich zuweisen, 
bleiben unberührt.

§ 43  
Erlaubnis zur Kindertagespflege

(1) Eine Person, die ein Kind oder mehrere Kinder außerhalb des Haushalts des Erzie-
hungsberechtigten während eines Teils des Tages und mehr als 15 Stunden wöchent-
lich gegen Entgelt länger als drei Monate betreuen will, bedarf der Erlaubnis.

(2) 1Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Person für die Kindertagespflege geeignet 
ist. 2Geeignet im Sinne des Satzes 1 sind Personen, die 
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1.	� sich durch ihre Persönlichkeit, Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft mit 
Erziehungsberechtigten und anderen Tagespflegepersonen auszeichnen und

2.	� über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen.

3Sie sollen über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen der Kinderta-
gespflege verfügen, die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder in anderer 
Weise nachgewiesen haben. 4§ 72a Absatz 1 und 5 gilt entsprechend.

(3) 1Die Erlaubnis befugt zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig anwesenden, fremden 
Kindern. 2Im Einzelfall kann die Erlaubnis für eine geringere Zahl von Kindern erteilt wer-
den. 3Landesrecht kann bestimmen, dass die Erlaubnis zur Betreuung von mehr als fünf 
gleichzeitig anwesenden, fremden Kindern erteilt werden kann, wenn die Person über 
eine pädagogische Ausbildung verfügt; in der Pflegestelle dürfen nicht mehr Kinder be-
treut werden als in einer vergleichbaren Gruppe einer Tageseinrichtung. 4Die Erlaubnis 
ist auf fünf Jahre befristet. 5Sie kann mit einer Nebenbestimmung versehen werden. 6Die 
Tagespflegeperson hat den Träger der öffentlichen Jugendhilfe über wichtige Ereignisse 
zu unterrichten, die für die Betreuung des oder der Kinder bedeutsam sind.

(4) Erziehungsberechtigte und Tagespflegepersonen haben Anspruch auf Beratung in 
allen Fragen der Kindertagespflege.

(5) Das Nähere regelt das Landesrecht.

§ 45  
Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung

(1) 1Der Träger einer Einrichtung, in der Kinder oder Jugendliche ganztägig oder für 
einen Teil des Tages betreut werden oder Unterkunft erhalten, bedarf für den Betrieb 
der Einrichtung der Erlaubnis. 2Einer Erlaubnis bedarf nicht, wer 

1.	� eine Jugendfreizeiteinrichtung, eine Jugendbildungseinrichtung, eine Jugend-
herberge oder ein Schullandheim betreibt,

2.	� ein Schülerheim betreibt, das landesgesetzlich der Schulaufsicht untersteht,

3.	� eine Einrichtung betreibt, die außerhalb der Jugendhilfe liegende Aufgaben für 
Kinder oder Jugendliche wahrnimmt, wenn für sie eine entsprechende gesetzli-
che Aufsicht besteht oder im Rahmen des Hotel- und Gaststättengewerbes der 
Aufnahme von Kindern oder Jugendlichen dient.
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(2) 1Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Wohl der Kinder und Jugendlichen in der 
Einrichtung gewährleistet ist. 2Dies ist in der Regel anzunehmen, wenn 

1.	� die dem Zweck und der Konzeption der Einrichtung entsprechenden räumlichen, 
fachlichen, wirtschaftlichen und personellen Voraussetzungen für den Betrieb er-
füllt sind,

2.	� die gesellschaftliche und sprachliche Integration und ein gesundheitsförderliches 
Lebensumfeld in der Einrichtung unterstützt werden sowie die gesundheitliche 
Vorsorge und die medizinische Betreuung der Kinder und Jugendlichen nicht er-
schwert werden sowie

3.	� zur Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen in der Einrichtung geeig-
nete Verfahren der Beteiligung sowie der Möglichkeit der Beschwerde in persönli-
chen Angelegenheiten Anwendung finden.

(3) Zur Prüfung der Voraussetzungen hat der Träger der Einrichtung mit dem Antrag 

1.	� die Konzeption der Einrichtung vorzulegen, die auch Auskunft über Maßnahmen 
zur Qualitätsentwicklung und -sicherung gibt, sowie

2.	� im Hinblick auf die Eignung des Personals nachzuweisen, dass die Vorlage und 
Prüfung von aufgabenspezifischen Ausbildungsnachweisen sowie von Führungs-
zeugnissen nach § 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des Bundeszentralregisterge-
setzes sichergestellt sind; Führungszeugnisse sind von dem Träger der Einrichtung 
in regelmäßigen Abständen erneut anzufordern und zu prüfen.

(4) 1Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. 2Zur Sicherung 
des Wohls der Kinder und der Jugendlichen können auch nachträgliche Auflagen er-
teilt werden.

(5) 1Besteht für eine erlaubnispflichtige Einrichtung eine Aufsicht nach anderen 
Rechtsvorschriften, so hat die zuständige Behörde ihr Tätigwerden zuvor mit der an-
deren Behörde abzustimmen. 2Sie hat den Träger der Einrichtung rechtzeitig auf wei-
tergehende Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften hinzuweisen.

(6) 1Sind in einer Einrichtung Mängel festgestellt worden, so soll die zuständige Be-
hörde zunächst den Träger der Einrichtung über die Möglichkeiten zur Beseitigung 
der Mängel beraten. 2Wenn sich die Beseitigung der Mängel auf Entgelte oder Ver-
gütungen nach § 134 des Neunten Buches oder nach § 76 des Zwölften Buches aus-
wirken kann, so ist der Träger der Eingliederungshilfe oder der Sozialhilfe, mit dem 
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Vereinbarungen nach diesen Vorschriften bestehen, an der Beratung zu beteiligen. 
3Werden festgestellte Mängel nicht behoben, so können dem Träger der Einrichtung 
Auflagen erteilt werden, die zur Beseitigung einer eingetretenen oder Abwendung 
einer drohenden Beeinträchtigung oder Gefährdung des Wohls der Kinder oder Ju-
gendlichen erforderlich sind. 4Wenn sich eine Auflage auf Entgelte oder Vergütungen 
nach § 134 des Neunten Buches oder nach § 76 des Zwölften Buches auswirkt, so ent-
scheidet die zuständige Behörde nach Anhörung des Trägers der Eingliederungshil-
fe oder der Sozialhilfe, mit dem Vereinbarungen nach diesen Vorschriften bestehen, 
über die Erteilung der Auflage. 5Die Auflage ist nach Möglichkeit in Übereinstimmung 
mit den nach § 134 des Neunten Buches oder nach den §§ 75 bis 80 des Zwölften 
Buches getroffenen Vereinbarungen auszugestalten.

(7) 1Die Erlaubnis ist zurückzunehmen oder zu widerrufen, wenn das Wohl der Kinder 
oder der Jugendlichen in der Einrichtung gefährdet und der Träger der Einrichtung 
nicht bereit oder nicht in der Lage ist, die Gefährdung abzuwenden. 2Widerspruch 
und Anfechtungsklage gegen die Rücknahme oder den Widerruf der Erlaubnis haben 
keine aufschiebende Wirkung.

§ 46  
Örtliche Prüfung

(1) 1Die zuständige Behörde soll nach den Erfordernissen des Einzelfalls an Ort und 
Stelle überprüfen, ob die Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis weiter be-
stehen. 2Der Träger der Einrichtung soll bei der örtlichen Prüfung mitwirken. 3Sie soll 
das Jugendamt und einen zentralen Träger der freien Jugendhilfe, wenn diesem der 
Träger der Einrichtung angehört, an der Überprüfung beteiligen.

(2) 1Die von der zuständigen Behörde mit der Überprüfung der Einrichtung beauf-
tragten Personen sind berechtigt, die für die Einrichtung benutzten Grundstücke und 
Räume, soweit diese nicht einem Hausrecht der Bewohner unterliegen, während der 
Tageszeit zu betreten, dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen, sich mit 
den Kindern und Jugendlichen in Verbindung zu setzen und die Beschäftigten zu 
befragen. 2Zur Abwehr von Gefahren für das Wohl der Kinder und der Jugendlichen 
können die Grundstücke und Räume auch außerhalb der in Satz  1 genannten Zeit 
und auch, wenn sie zugleich einem Hausrecht der Bewohner unterliegen, betreten 
werden. 3Der Träger der Einrichtung hat die Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 zu 
dulden.



IV.	 Gesetze in Auszügen – Achtes Buch Sozialgesetzbuch

72

§ 47  
Meldepflichten

1Der Träger einer erlaubnispflichtigen Einrichtung hat der zuständigen Behörde un-
verzüglich 

1.	� die Betriebsaufnahme unter Angabe von Name und Anschrift des Trägers, Art und 
Standort der Einrichtung, der Zahl der verfügbaren Plätze sowie der Namen und 
der beruflichen Ausbildung des Leiters und der Betreuungskräfte,

2.	� Ereignisse oder Entwicklungen, die geeignet sind, das Wohl der Kinder und Ju-
gendlichen zu beeinträchtigen, sowie

3.	� die bevorstehende Schließung der Einrichtung

anzuzeigen. 2Änderungen der in Nummer 1 bezeichneten Angaben sowie der Kon-
zeption sind der zuständigen Behörde unverzüglich, die Zahl der belegten Plätze ist 
jährlich einmal zu melden.

§ 48  
Tätigkeitsuntersagung

Die zuständige Behörde kann dem Träger einer erlaubnispflichtigen Einrichtung die 
weitere Beschäftigung des Leiters, eines Beschäftigten oder sonstigen Mitarbeiters 
ganz oder für bestimmte Funktionen oder Tätigkeiten untersagen, wenn Tatsachen 
die Annahme rechtfertigen, dass er die für seine Tätigkeit erforderliche Eignung nicht 
besitzt.

§ 74  
Förderung der freien Jugendhilfe

(1) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die freiwillige Tätigkeit auf dem Ge-
biet der Jugendhilfe anregen; sie sollen sie fördern, wenn der jeweilige Träger 

1.	� die fachlichen Voraussetzungen für die geplante Maßnahme erfüllt und die Be-
achtung der Grundsätze und Maßstäbe der Qualitätsentwicklung und Qualitätssi-
cherung nach § 79a gewährleistet,

2.	� die Gewähr für eine zweckentsprechende und wirtschaftliche Verwendung der 
Mittel bietet,
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3.	� gemeinnützige Ziele verfolgt,

4.	� eine angemessene Eigenleistung erbringt und

5.	� die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit bietet.

2Eine auf Dauer angelegte Förderung setzt in der Regel die Anerkennung als Träger der 
freien Jugendhilfe nach § 75 voraus.

(2) 1Soweit von der freien Jugendhilfe Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen ge-
schaffen werden, um die Gewährung von Leistungen nach diesem Buch zu ermögli-
chen, kann die Förderung von der Bereitschaft abhängig gemacht werden, diese Ein-
richtungen, Dienste und Veranstaltungen nach Maßgabe der Jugendhilfeplanung und 
unter Beachtung der in § 9 genannten Grundsätze anzubieten. 2§ 4 Absatz 1 bleibt un-
berührt.

(3) 1Über die Art und Höhe der Förderung entscheidet der Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel nach pflichtgemäßem Ermessen. 2Ent-
sprechendes gilt, wenn mehrere Antragsteller die Förderungsvoraussetzungen erfüllen 
und die von ihnen vorgesehenen Maßnahmen gleich geeignet sind, zur Befriedigung des 
Bedarfs jedoch nur eine Maßnahme notwendig ist. 3Bei der Bemessung der Eigenleistung 
sind die unterschiedliche Finanzkraft und die sonstigen Verhältnisse zu berücksichtigen.

(4) Bei sonst gleich geeigneten Maßnahmen soll solchen der Vorzug gegeben wer-
den, die stärker an den Interessen der Betroffenen orientiert sind und ihre Einfluss-
nahme auf die Ausgestaltung der Maßnahme gewährleisten.

(5) 1Bei der Förderung gleichartiger Maßnahmen mehrerer Träger sind unter Berücksich-
tigung ihrer Eigenleistungen gleiche Grundsätze und Maßstäbe anzulegen. 2Werden 
gleichartige Maßnahmen von der freien und der öffentlichen Jugendhilfe durchgeführt, 
so sind bei der Förderung die Grundsätze und Maßstäbe anzuwenden, die für die Finan-
zierung der Maßnahmen der öffentlichen Jugendhilfe gelten.

(6) Die Förderung von anerkannten Trägern der Jugendhilfe soll auch Mittel für die 
Fortbildung der haupt-​, neben- und ehrenamtlichen Mitarbeiter sowie im Bereich der 
Jugendarbeit Mittel für die Errichtung und Unterhaltung von Jugendfreizeit- und Ju-
gendbildungsstätten einschließen.
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§ 78  
Arbeitsgemeinschaften

1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die Bildung von Arbeitsgemeinschaf-
ten anstreben, in denen neben ihnen die anerkannten Träger der freien Jugendhilfe 
sowie die Träger geförderter Maßnahmen vertreten sind. 2In den Arbeitsgemeinschaf-
ten soll darauf hingewirkt werden, dass die geplanten Maßnahmen aufeinander ab-
gestimmt werden und sich gegenseitig ergänzen.

§ 78a  
Anwendungsbereich

(1) Die Regelungen der §§ 78b bis 78g gelten für die Erbringung von 

1.	� Leistungen für Betreuung und Unterkunft in einer sozialpädagogisch begleiteten 
Wohnform (§ 13 Absatz 3),

2.	� Leistungen in gemeinsamen Wohnformen für Mütter/Väter und Kinder (§ 19),

3.	� Leistungen zur Unterstützung bei notwendiger Unterbringung des Kindes oder 
Jugendlichen zur Erfüllung der Schulpflicht (§ 21 Satz 2),

4.	� Hilfe zur Erziehung 

	 a)	� in einer Tagesgruppe (§ 32),

	 b)	� in einem Heim oder einer sonstigen betreuten Wohnform (§ 34) sowie

	 c)	� in intensiver sozialpädagogischer Einzelbetreuung (§ 35), sofern sie außer-
halb der eigenen Familie erfolgt,

	 d)	� in sonstiger teilstationärer oder stationärer Form (§ 27),

5.	� Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche in 

	 a)	� anderen teilstationären Einrichtungen (§ 35a Absatz 2 Nummer 2 Alternative 
2),

	 b)	� Einrichtungen über Tag und Nacht sowie sonstigen Wohnformen (§ 35a Ab-
satz 2 Nummer 4),
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6.	� Hilfe für junge Volljährige (§ 41), sofern diese den in den Nummern 4 und 5 ge-
nannten Leistungen entspricht, sowie

7.	� Leistungen zum Unterhalt (§ 39), sofern diese im Zusammenhang mit Leistungen 
nach den Nummern 4 bis 6 gewährt werden; § 39 Absatz 2 Satz 3 bleibt unberührt.

(2) Landesrecht kann bestimmen, dass die §§ 78b bis 78g auch für andere Leistungen 
nach diesem Buch sowie für vorläufige Maßnahmen zum Schutz von Kindern und 
Jugendlichen (§ 42) gelten.

§ 78b  
Voraussetzungen für die Übernahme des Leistungsentgelts

(1) Wird die Leistung ganz oder teilweise in einer Einrichtung erbracht, so ist der Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme des Entgelts gegenüber dem Leistungs-
berechtigten verpflichtet, wenn mit dem Träger der Einrichtung oder seinem Verband 
Vereinbarungen über 

1.	� Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungsangebote (Leistungsvereinbarung),

2.	� differenzierte Entgelte für die Leistungsangebote und die betriebsnotwendigen 
Investitionen (Entgeltvereinbarung) und

3.	� Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität der Leistungsangebote 
sowie über geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung 

	 (Qualitätsentwicklungsvereinbarung)

abgeschlossen worden sind.

(2) 1Die Vereinbarungen sind mit den Trägern abzuschließen, die unter Berücksichti-
gung der Grundsätze der Leistungsfähigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zur 
Erbringung der Leistung geeignet sind. 2Vereinbarungen über die Erbringung von Hil-
fe zur Erziehung im Ausland dürfen nur mit solchen Trägern abgeschlossen werden, 
die 

1.	� anerkannte Träger der Jugendhilfe oder Träger einer erlaubnispflichtigen Einrich-
tung im Inland sind, in der Hilfe zur Erziehung erbracht wird,

2.	� mit der Erbringung solcher Hilfen nur Fachkräfte im Sinne des § 72 Absatz 1 be-
trauen und
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3.	� die Gewähr dafür bieten, dass sie die Rechtsvorschriften des Aufenthaltslandes 
einhalten und mit den Behörden des Aufenthaltslandes sowie den deutschen Ver-
tretungen im Ausland zusammenarbeiten.

(3) Ist eine der Vereinbarungen nach Absatz 1 nicht abgeschlossen, so ist der Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme des Leistungsentgelts nur verpflichtet, 
wenn dies insbesondere nach Maßgabe der Hilfeplanung (§ 36) im Einzelfall geboten 
ist.

§ 78c  
Inhalt der Leistungs- und Entgeltvereinbarungen

(1) 1Die Leistungsvereinbarung muss die wesentlichen Leistungsmerkmale, insbeson-
dere 

1.	� Art, Ziel und Qualität des Leistungsangebots,

2.	� den in der Einrichtung zu betreuenden Personenkreis,

3.	� die erforderliche sächliche und personelle Ausstattung,

4.	� die Qualifikation des Personals sowie

5.	� die betriebsnotwendigen Anlagen der Einrichtung

festlegen. 2In die Vereinbarung ist aufzunehmen, unter welchen Voraussetzungen der 
Träger der Einrichtung sich zur Erbringung von Leistungen verpflichtet. 3Der Träger 
muss gewährleisten, dass die Leistungsangebote zur Erbringung von Leistungen 
nach § 78a Absatz 1 geeignet sowie ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich sind.

(2) 1Die Entgelte müssen leistungsgerecht sein. 2Grundlage der Entgeltvereinbarung 
sind die in der Leistungs- und der Qualitätsentwicklungsvereinbarung festgelegten 
Leistungs- und Qualitätsmerkmale. 3Eine Erhöhung der Vergütung für Investitionen 
kann nur dann verlangt werden, wenn der zuständige Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe der Investitionsmaßnahme vorher zugestimmt hat. 4Förderungen aus öffentli-
chen Mitteln sind anzurechnen.
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§ 78d  
Vereinbarungszeitraum

(1) 1Die Vereinbarungen nach § 78b Absatz 1 sind für einen zukünftigen Zeitraum (Ver-
einbarungszeitraum) abzuschließen. 2Nachträgliche Ausgleiche sind nicht zulässig.

(2) 1Die Vereinbarungen treten zu dem darin bestimmten Zeitpunkt in Kraft. 2Wird ein 
Zeitpunkt nicht bestimmt, so werden die Vereinbarungen mit dem Tage ihres Abschlus-
ses wirksam. 3Eine Vereinbarung, die vor diesen Zeitpunkt zurückwirkt, ist nicht zulässig; 
dies gilt nicht für Vereinbarungen vor der Schiedsstelle für die Zeit ab Eingang des An-
trags bei der Schiedsstelle. 4Nach Ablauf des Vereinbarungszeitraums gelten die verein-
barten Vergütungen bis zum Inkrafttreten neuer Vereinbarungen weiter.

(3) 1Bei unvorhersehbaren wesentlichen Veränderungen der Annahmen, die der Ent-
geltvereinbarung zugrunde lagen, sind die Entgelte auf Verlangen einer Vertragspar-
tei für den laufenden Vereinbarungszeitraum neu zu verhandeln. 2Die Absätze 1 und 
2 gelten entsprechend.

(4) Vereinbarungen über die Erbringung von Leistungen nach § 78a Absatz 1, die vor 
dem 1. Januar 1999 abgeschlossen worden sind, gelten bis zum Inkrafttreten neuer 
Vereinbarungen weiter.

§ 78e  
Örtliche Zuständigkeit für den Abschluss von Vereinbarungen

(1) 1Soweit Landesrecht nicht etwas anderes bestimmt, ist für den Abschluss von Ver-
einbarungen nach § 78b Absatz 1 der örtliche Träger der Jugendhilfe zuständig, in 
dessen Bereich die Einrichtung gelegen ist. 2Die von diesem Träger abgeschlossenen 
Vereinbarungen sind für alle örtlichen Träger bindend.

(2) Werden in der Einrichtung Leistungen erbracht, für deren Gewährung überwie-
gend ein anderer örtlicher Träger zuständig ist, so hat der nach Absatz 1 zuständige 
Träger diesen Träger zu hören.

(3) 1Die kommunalen Spitzenverbände auf Landesebene und die Verbände der Trä-
ger der freien Jugendhilfe sowie die Vereinigungen sonstiger Leistungserbringer im 
jeweiligen Land können regionale oder landesweite Kommissionen bilden. 2Die Kom-
missionen können im Auftrag der Mitglieder der in Satz 1 genannten Verbände und 
Vereinigungen Vereinbarungen nach § 78b Absatz 1 schließen. 3Landesrecht kann die 
Beteiligung der für die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 85 Absatz 2 Nummer 5 
und 6 zuständigen Behörde vorsehen.
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§ 78f  
Rahmenverträge

1Die kommunalen Spitzenverbände auf Landesebene schließen mit den Verbänden 
der Träger der freien Jugendhilfe und den Vereinigungen sonstiger Leistungserbrin-
ger auf Landesebene Rahmenverträge über den Inhalt der Vereinbarungen nach § 
78b Absatz 1. 2Die für die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 85 Absatz 2 Nummer 5 
und 6 zuständigen Behörden sind zu beteiligen.

§ 78g  
Schiedsstelle

(1) 1In den Ländern sind Schiedsstellen für Streit- und Konfliktfälle einzurichten. 2Sie 
sind mit einem unparteiischen Vorsitzenden und mit einer gleichen Zahl von Vertre-
tern der Träger der öffentlichen Jugendhilfe sowie von Vertretern der Träger der Ein-
richtungen zu besetzen. 3Der Zeitaufwand der Mitglieder ist zu entschädigen, bare 
Auslagen sind zu erstatten. 4Für die Inanspruchnahme der Schiedsstellen können Ge-
bühren erhoben werden.

(2) 1Kommt eine Vereinbarung nach § 78b Absatz 1 innerhalb von sechs Wochen nicht 
zustande, nachdem eine Partei schriftlich zu Verhandlungen aufgefordert hat, so ent-
scheidet die Schiedsstelle auf Antrag einer Partei unverzüglich über die Gegenstän-
de, über die keine Einigung erreicht werden konnte. 2Gegen die Entscheidung ist der 
Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten gegeben. 3Die Klage richtet sich gegen eine 
der beiden Vertragsparteien, nicht gegen die Schiedsstelle. 4Einer Nachprüfung der 
Entscheidung in einem Vorverfahren bedarf es nicht.

(3) 1Entscheidungen der Schiedsstelle treten zu dem darin bestimmten Zeitpunkt in 
Kraft. 2Wird ein Zeitpunkt für das Inkrafttreten nicht bestimmt, so werden die Festset-
zungen der Schiedsstelle mit dem Tag wirksam, an dem der Antrag bei der Schieds-
stelle eingegangen ist. 3Die Festsetzung einer Vergütung, die vor diesen Zeitpunkt 
zurückwirkt, ist nicht zulässig. 4Im Übrigen gilt § 78d Absatz 2 Satz 4 und Absatz 3 
entsprechend.

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere 
zu bestimmen über 

1.	� die Errichtung der Schiedsstellen,

2.	� die Zahl, die Bestellung, die Amtsdauer und die Amtsführung ihrer Mitglieder,
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3.	� die Erstattung der baren Auslagen und die Entschädigung für ihren Zeitaufwand,

4.	� die Geschäftsführung, das Verfahren, die Erhebung und die Höhe der Gebühren 
sowie die Verteilung der Kosten und

5.	� die Rechtsaufsicht.

§ 80  
Jugendhilfeplanung

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben im Rahmen ihrer Planungsverant-
wortung 

1.	� den Bestand an Einrichtungen und Diensten festzustellen,

2.	� den Bedarf unter Berücksichtigung der Wünsche, Bedürfnisse und Interessen der 
jungen Menschen und der Personensorgeberechtigten für einen mittelfristigen 
Zeitraum zu ermitteln und

3.	� die zur Befriedigung des Bedarfs notwendigen Vorhaben rechtzeitig und ausrei-
chend zu planen; dabei ist Vorsorge zu treffen, dass auch ein unvorhergesehener 
Bedarf befriedigt werden kann.

(2) Einrichtungen und Dienste sollen so geplant werden, dass insbesondere 

1.	� Kontakte in der Familie und im sozialen Umfeld erhalten und gepflegt werden 
können,

2.	� ein möglichst wirksames, vielfältiges und aufeinander abgestimmtes Angebot 
von Jugendhilfeleistungen gewährleistet ist,

3.	� junge Menschen und Familien in gefährdeten Lebens- und Wohnbereichen be-
sonders gefördert werden,

4.	� Mütter und Väter Aufgaben in der Familie und Erwerbstätigkeit besser miteinan-
der vereinbaren können.

(3) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben die anerkannten Träger der freien 
Jugendhilfe in allen Phasen ihrer Planung frühzeitig zu beteiligen. 2Zu diesem Zwecke 
sind sie vom Jugendhilfeausschuss, soweit sie überörtlich tätig sind, im Rahmen der 
Jugendhilfeplanung des überörtlichen Trägers vom Landesjugendhilfeausschuss zu 
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hören. 3Das Nähere regelt das Landesrecht.

(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen darauf hinwirken, dass die Jugend-
hilfeplanung und andere örtliche und überörtliche Planungen aufeinander abge-
stimmt werden und die Planungen insgesamt den Bedürfnissen und Interessen der 
jungen Menschen und ihrer Familien Rechnung tragen.

§ 90  
Pauschalierte Kostenbeteiligung

(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten 

1.	� der Jugendarbeit nach § 11,

2.	� der allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie nach § 16 Absatz 1, Ab-
satz 2 Nummer 1 und 3 und

3.	� der Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege nach 
den §§ 22 bis 24

können Kostenbeiträge festgesetzt werden.

(2) 1In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 und 2 kann der Kostenbeitrag auf Antrag 
ganz oder teilweise erlassen oder ein Teilnahmebeitrag auf Antrag ganz oder teilwei-
se vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe übernommen werden, wenn 

1.	� die Belastung 

	 a)	� dem Kind oder dem Jugendlichen und seinen Eltern oder

	 b)	� dem jungen Volljährigen

	 nicht zuzumuten ist und

2.	� die Förderung für die Entwicklung des jungen Menschen erforderlich ist.

2Lebt das Kind oder der Jugendliche nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser 
an die Stelle der Eltern. 3Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die 
§§ 82 bis 85, 87, 88 und 92a des Zwölften Buches entsprechend, soweit nicht Lan-
desrecht eine andere Regelung trifft. 4Bei der Einkommensberechnung bleiben das 
Baukindergeld des Bundes sowie die Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagen-
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gesetz außer Betracht.

(3) 1Im Fall des Absatzes 1 Nummer 3 sind Kostenbeiträge zu staffeln. 2Als Kriterien für 
die Staffelung können insbesondere das Einkommen der Eltern, die Anzahl der kin-
dergeldberechtigten Kinder in der Familie und die tägliche Betreuungszeit des Kindes 
berücksichtigt werden. 3Werden die Kostenbeiträge nach dem Einkommen berech-
net, bleibt das Baukindergeld des Bundes außer Betracht. 4Darüber hinaus können 
weitere Kriterien berücksichtigt werden.

(4) 1Im Fall des Absatzes 1 Nummer 3 wird der Kostenbeitrag auf Antrag erlassen oder 
auf Antrag ein Teilnahmebeitrag vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe übernom-
men, wenn die Belastung durch Kostenbeiträge den Eltern und dem Kind nicht zu-
zumuten ist. 2Nicht zuzumuten sind Kostenbeiträge immer dann, wenn Eltern oder 
Kinder Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch, Leis-
tungen nach dem dritten und vierten Kapitel des Zwölften Buches oder Leistungen 
nach den §§  2 und 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes beziehen oder wenn die 
Eltern des Kindes Kinderzuschlag gemäß §  6a des Bundeskindergeldgesetzes oder 
Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz erhalten. 3Der Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe hat die Eltern über die Möglichkeit einer Antragstellung nach Satz 1 bei unzu-
mutbarer Belastung durch Kostenbeiträge zu beraten. 4Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt ent-
sprechend.

§ 101  
Periodizität und Berichtszeitraum

(1) 1Die Erhebungen nach § 99 Absatz 1 bis 5 sowie nach Absatz 6a bis 7b und 10 sind 
jährlich durchzuführen, die Erhebungen nach § 99 Absatz 1, soweit sie die Einglie-
derungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche betreffen, beginnend 
2007. 2Die Erhebung nach §  99 Absatz  6 erfolgt laufend. 3Die übrigen Erhebungen 
nach §  99 sind alle zwei Jahre durchzuführen, die Erhebungen nach §  99 Absatz  8 
erstmalig für das Jahr 2015 und die Erhebungen nach § 99 Absatz 9 erstmalig für das 
Jahr 2014.

(2) Die Angaben für die Erhebung nach 

1.	� § 99 Absatz 1 sind zu dem Zeitpunkt, zu dem die Hilfe endet, bei fortdauernder 
Hilfe zum 31. Dezember,

2.	� bis 5. (weggefallen)

6.	� § 99 Absatz 2 sind zum Zeitpunkt des Endes einer vorläufigen Maßnahme,
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7.	� § 99 Absatz 3 Nummer 1 sind zum Zeitpunkt der rechtskräftigen gerichtlichen Ent-
scheidung über die Annahme als Kind,

8.	� § 99 Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe a und Absatz 6a, 6b und 10 sind für das abge-
laufene Kalenderjahr,

9.	� §  99 Absatz  3 Nummer  2 Buchstabe b und Absatz  4, 5 und 9 sind zum  
31. Dezember,

10.	�§ 99 Absatz 7, 7a und 7b sind zum 1. März,

11.	�§ 99 Absatz 6 sind zum Zeitpunkt des Abschlusses der Gefährdungseinschätzung,

12.	�§ 99 Absatz 8 sind für das abgelaufene Kalenderjahr

zu erteilen.
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Sozialgesetzbuch (SGB) Zwölftes Buch (XII)  
– Sozialhilfe –  

(Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBl. I S. 3022)

Zuletzt geändert durch Art. 2 G v. 8.7.2019 I 1029

§ 20  
Eheähnliche Gemeinschaft

1Personen, die in eheähnlicher oder lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft le-
ben, dürfen hinsichtlich der Voraussetzungen sowie des Umfangs der Sozialhilfe nicht 
besser gestellt werden als Ehegatten. 2§ 39 gilt entsprechend.

§ 34  
Bedarfe für Bildung und Teilhabe

(1) 1Bedarfe für Bildung nach den Absätzen 2 bis 6 von Schülerinnen und Schülern, 
die eine allgemein- oder berufsbildende Schule besuchen, sowie Bedarfe von Kindern 
und Jugendlichen für Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft 
nach Absatz 7 werden neben den maßgebenden Regelbedarfsstufen gesondert be-
rücksichtigt. 2Leistungen hierfür werden nach den Maßgaben des §  34a gesondert 
erbracht.

(2) 1Bedarfe werden bei Schülerinnen und Schülern in Höhe der tatsächlichen Auf-
wendungen anerkannt für 

1.	� Schulausflüge und

2.	� mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen.

2Für Kinder, die eine Tageseinrichtung besuchen oder für die Kindertagespflege ge-
leistet wird, gilt Satz 1 entsprechend.

Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch
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(3) 1Bedarfe für die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf werden bei Schülerin-
nen und Schülern für den Monat, in dem der erste Schultag eines Schuljahres liegt, in 
Höhe von 100 Euro und für den Monat, in dem das zweite Schulhalbjahr eines Schul-
jahres beginnt, in Höhe von 50 Euro anerkannt. 2Abweichend von Satz 1 ist Schüle-
rinnen und Schülern für die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf ein Bedarf 
anzuerkennen 

1.	� in Höhe von 100 Euro für das erste Schulhalbjahr, wenn die erstmalige Aufnahme 
innerhalb des Schuljahres nach dem Monat erfolgt, in dem das erste Schulhalbjahr 
beginnt, aber vor Beginn des Monats, in dem das zweite Schulhalbjahr beginnt,

2.	� in Höhe des Betrags für das erste und das zweite Schulhalbjahr, wenn die erstmalige 
Aufnahme innerhalb des Schuljahres in oder nach dem Monat erfolgt, in dem das zwei-
te Schulhalbjahr beginnt,

3.	� in Höhe von 50 Euro, wenn der Schulbesuch nach dem Monat, in dem das Schul-
jahr begonnen hat, unterbrochen wird und die Wiederaufnahme nach dem Monat 
erfolgt, in dem das zweite Schulhalbjahr beginnt.

(4) 1Bei Schülerinnen und Schülern, die für den Besuch der nächstgelegenen Schule des 
gewählten Bildungsgangs auf Schülerbeförderung angewiesen sind, werden die dafür er-
forderlichen tatsächlichen Aufwendungen berücksichtigt, soweit sie nicht von Dritten über-
nommen werden. 2Als nächstgelegene Schule des gewählten Bildungsgangs gilt auch eine 
Schule, die aufgrund ihres Profils gewählt wurde, soweit aus diesem Profil eine besondere 
inhaltliche oder organisatorische Ausgestaltung des Unterrichts folgt; dies sind insbesonde-
re Schulen mit naturwissenschaftlichem, musischem, sportlichem oder sprachlichem Profil 
sowie bilinguale Schulen, und Schulen mit ganztägiger Ausrichtung.

(5) 1Für Schülerinnen und Schüler wird eine schulische Angebote ergänzende ange-
messene Lernförderung berücksichtigt, soweit diese geeignet und zusätzlich erfor-
derlich ist, um die nach den schulrechtlichen Bestimmungen festgelegten wesentli-
chen Lernziele zu erreichen. 2Auf eine bestehende Versetzungsgefährdung kommt es 
dabei nicht an.
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(6) 1Bei Teilnahme an einer gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung werden die ent-
stehenden Aufwendungen berücksichtigt für 

1.	� Schülerinnen und Schüler und

2.	� Kinder, die eine Tageseinrichtung besuchen oder für die Kindertagespflege geleis-
tet wird.

2Für Schülerinnen und Schüler gilt dies unter der Voraussetzung, dass die Mittagsverpfle-
gung in schulischer Verantwortung angeboten wird oder durch einen Kooperationsver-
trag zwischen Schule und Tageseinrichtung vereinbart ist. 3In den Fällen des Satzes 2 ist 
für die Ermittlung des monatlichen Bedarfs die Anzahl der Schultage in dem Land zugrun-
de zu legen, in dem der Schulbesuch stattfindet.

(7) 1Für die Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft werden 
pauschal 15 Euro monatlich berücksichtigt, sofern bei Leistungsberechtigten, die das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, tatsächliche Aufwendungen entstehen 
im Zusammenhang mit der Teilnahme an 

1.	� Aktivitäten in den Bereichen Sport, Spiel, Kultur und Geselligkeit,

2.	� Unterricht in künstlerischen Fächern (zum Beispiel Musikunterricht) und vergleich-
bare angeleitete Aktivitäten der kulturellen Bildung und

3.	� Freizeiten.

2Neben der Berücksichtigung von Bedarfen nach Satz 1 können auch weitere tatsäch-
liche Aufwendungen berücksichtigt werden, wenn sie im Zusammenhang mit der 
Teilnahme an Aktivitäten nach Satz  1 Nummer  1 bis 3 entstehen und es den Leis-
tungsberechtigten im Einzelfall nicht zugemutet werden kann, diese aus den Leistun-
gen nach Satz 1 und aus dem Regelbedarf zu bestreiten.
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Bundeskindergeldgesetz

Neugefasst durch Bek. v. 28.1.2009 I 142, 3177; 
zuletzt geändert durch Art. 15 G v. 11.7.2019 I 106

§ 6b  
Leistungen für Bildung und Teilhabe

(1) 1Personen erhalten Leistungen für Bildung und Teilhabe für ein Kind, wenn sie für 
dieses Kind nach diesem Gesetz oder nach dem X. Abschnitt des Einkommensteuer-
gesetzes Anspruch auf Kindergeld oder Anspruch auf andere Leistungen im Sinne 
von § 4 haben und wenn 

1.	� das Kind mit ihnen in einem Haushalt lebt und sie für ein Kind Kinderzuschlag 
nach § 6a beziehen oder

2.	� im Falle der Bewilligung von Wohngeld sie und das Kind, für das sie Kindergeld 
beziehen, zu berücksichtigende Haushaltsmitglieder sind.

2Satz 1 gilt entsprechend, wenn das Kind, nicht jedoch die berechtigte Person zu 
berücksichtigendes Haushaltsmitglied im Sinne von Satz 1 Nummer 2 ist und die 
berechtigte Person Leistungen nach dem Zweiten oder Zwölften Buch Sozialgesetz-
buch bezieht. 3Wird das Kindergeld nach § 74 Absatz 1 des Einkommensteuergeset-
zes oder nach § 48 Absatz 1 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch ausgezahlt, stehen 
die Leistungen für Bildung und Teilhabe dem Kind oder der Person zu, die dem Kind 
Unterhalt gewährt.

(2) 1Die Leistungen für Bildung und Teilhabe entsprechen den Leistungen zur De-
ckung der Bedarfe nach § 28 Absatz 2 bis 7 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch. 
2§ 28 Absatz 1 Satz 2 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. 3Für die 
Bemessung der Leistungen für die Schülerbeförderung nach § 28 Absatz 4 des Zwei-
ten Buches Sozialgesetzbuch sind die erforderlichen tatsächlichen Aufwendungen zu 
berücksichtigen, soweit sie nicht von Dritten übernommen werden. 4Die Leistungen 
nach Satz 1 gelten nicht als Einkommen oder Vermögen im Sinne dieses Gesetzes. 
5§ 19 Absatz 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch findet keine Anwendung.

(2a) Ansprüche auf Leistungen für Bildung und Teilhabe verjähren in zwölf Monaten 
nach Ablauf des Kalendermonats, in dem sie entstanden sind.

(3) Für die Erbringung der Leistungen für Bildung und Teilhabe gelten die §§ 29, 30 
und 40 Absatz 6 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend.
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V. 	 Adressen der Jugendämter

Landeshauptstadt Schwerin
Fachdienst Jugend
Am Packhof 2-6
19053 Schwerin
Tel.: 0385/545-2001

Hanse- und Universitätsstadt 
Rostock
Amt für Jugend, Soziales und Asyl
St.-Georg-Straße 109, Haus II
18055 Rostock
Tel.: 0381/381-5009

Landkreis Vorpommern-Rügen
Fachdienst Jugend
Karl-Heydemann-Ring 67
18437 Stralsund
Tel.: 03831/357-1000

Landkreis Vorpommern-Greifswald
Amt für Soziales, Jugend und Sport
An der Kürassierkaserne 9
17309 Pasewalk
Tel.: 03834/8760 - 0

Landkreis Nordwestmecklenburg
FD Jugend
Rostocker Str. 76
23970 Wismar
Tel.: 03841/3040 - 0

Landkreis Mecklenburgische 
Seenplatte
Jugendamt
An der Hochstraße 1
17036 Neubrandenburg
Tel.: 0395/57087 - 3173

Landkreis Ludwigslust-Parchim
Jugendamt
Garnisonsstraße 1
19288 Ludwigslust
Tel.: 03871/72251004

Landkreis Rostock
Jugendamt
Am Wall 3-5
18273 Güstrow
Tel.: 03843/755-51000
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VI. 	Kitaverpflegung in Mecklenburg-Vorpommern

DGE-Vernetzungsstelle Kitaverpflegung 
in Mecklenburg-Vorpommern

Wir bieten Beratung und Begleitung bei fachlichen und organisatorischen Fragen zu 
den Speise- und Getränkeangeboten in Tageseinrichtungen für Kinder.

DGE-Qualitätsstandards für die Verpflegung in Tageseinrichtungen für Kinder

Mit dem von der Deutschen Gesellschaft für Ernährung e. V. (DGE) entwickelten, er-
nährungswissenschaftlich fundierten „DGE-Qualitätsstandard für die Verpflegung in 
Tageseinrichtungen für Kinder“ wurde 2009 eine einheitliche Richtlinie für die Ver-
pflegung in Kitas geschaffen. 2015 ist die 5. überarbeitete Auflage erschienen.

Der DGE-Qualitätsstandard gibt Empfehlungen zu Angeboten und Gestaltung der 
Frühstücks-, Mittags- und Zwischenverpflegung sowie zu den erforderlichen Rah-
menbedingungen.

Werden auch Sie Teil des Netzwerkes und engagieren Sie sich für die Verbesserung 
der Verpflegungsangebote. Teilen Sie uns Ihre Erfahrungen, Fragen und Anregungen 
mit.

Hintergrund

Die Vernetzungsstelle Kitaverpflegung in Mecklenburg-Vorpommern befindet sich in 
Trägerschaft der Deutschen Gesellschaft für Ernährung e. V. (DGE) und wird aus Mit-
teln des Landes Mecklenburg-Vorpommern gefördert.

Die Vernetzungsstelle wurde eingerichtet, um die Verpflegungsangebote zu Gunsten 
einer ausgewogenen Ernährung nach dem DGE-Qualitätsstandard auszurichten. Die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stehen allen Interessenvertretungen bei der Orga-
nisation und Optimierung der Verpflegung in den Tageseinrichtungen für Kinder zur 
Seite.

Über die DGE-Vernetzungsstelle Kitaverpflegung

Wir informieren Sie über die wissenschaftlichen Empfehlungen und begleiten Sie bei 
der Umsetzung. Auf Wunsch kommen unsere zertifizierten Ernährungsfachkräfte in 
Ihre Einrichtung.
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Wir organisieren Veranstaltungen, die wir speziell auf Ihre Fragestellungen abstim-
men.

Nutzen Sie unsere kostenfreien Angebote – in Ihrer Position als Kita-Träger, Kita-Lei-
terin/Leiter, Eltern, Speisenanbieter und pädagogisches Fachpersonal – und nehmen 
Sie Kontakt zu uns auf.

Gemeinsam mit Ihnen wollen wir Lösungen für ein ausgewogenes, vollwertiges und 
ökonomisches Essen erarbeiten und umsetzen.

Ziele der DGE-Vernetzungsstelle Kitaverpflegung

Optimierung der bestehenden Frühstücks-, Mittags- und Vesperangebote 

durch Einführung des „DGE-Qualitätsstandard für die Verpflegung in Tageseinrichtun-
gen für Kinder“

Gestaltung der Rahmenbedingungen

auf Grundlage des „DGE-Qualitätsstandard für die Verpflegung in Tageseinrichtungen 
für Kinder“

Netzwerksarbeit

mit Verbänden, Institutionen und anderen Kooperationspartnern

Wir bieten an:

•	 Begleitung und Beratung zu allen Themen rund um die Kinderverpflegung
•	 Fachtagungen zum „Essen und Trinken in Tageseinrichtungen für Kinder“
•	 Seminare u. Werkstattgespräche zur Umsetzung des DGE-Qualitätsstandards
•	 Informationsveranstaltungen zu ernährungswissenschaftlichen Empfehlungen
•	 Initiierung von „Runden Tischen“ zur Zusammenführung verschiedener 

Interessenvertretungen
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VI. 	Kitaverpflegung in Mecklenburg-Vorpommern

Wir unterstützen bei:

•	 Optimierung der Haupt- und Zwischenverpflegung
•	 Ernährungsbildung
•	 Verbesserung der Rahmenbedingungen
•	 Ausschreibungen

Unsere Zielgruppen:

•	 alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Tageseinrichtungen für Kinder
•	 Tagespflegepersonen
•	 Speisenanbieter
•	 Kita-Träger
•	 Eltern
•	 u.a. an der Verpflegung Beteiligte

Besuchen Sie unsere Homepage und nehmen Sie Kontakt zu uns auf.

Vernetzungsstelle Kitaverpflegung 
in Mecklenburg-Vorpommern (DGE)
Am Grünen Tal 50
19063 Schwerin
Frau Katharina Kutzner
Telefon: 0385 202-5216
Fax: 0385 202-3891
E-Mail: katharina.kutzner@dgeveki-mv.de
Internet: www.dgeveki-mv.de
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